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Betrachtungen ZUT Volksschulpolitik der
Evangelischen Kırche VO Westfalen

zwischen 1945 und 1952

Maı 1945 eutschlan hegt iın Irümmern. Westfalen, insbesondere das
Industriegebiet der R hat besonders art getroffen. Die Men-
schen sind damit beschäftigt, Nahrungsmittel und Kleidung auf en
möglichen egen „organısieren', WI1e INnan e Das letzte Stück
Kasen wird umgegraben, darauf Gemüse un Kartoffeln pflanzen,
die älder werden geplündert, kommenden Wiınter eine
Stube en In behelfsmäfig hergerichteten Wohnungen ängensich Flüchtlinge un Ausgebombte muıt Einheimischen, denen die eNOr-
den LLIUT wen1g Raum gelassen en Die en sSind geschlossen, VO  aD}

Bildung redet diesen agen niemand, S1e scheint Z.UTI Nebensache g-
worden sSeın Nur wenıge Eltern sind ın der Lage, ihren ern DPr1-
vatunterricht ermöglichen, me1lstens 1 Tausch Lebensmittel
oderel

Die Schulen 1n Westfalen hatten den me1listen en den Unterricht
bereits 1mM Februar 1945 eingestellt, als sich die alliierten Iruppen näher-
ten und das Ruhrgebiet einschlossen. DIie C  wege lebensge-
fährlich geworden, weil ugzeuge mıiıt Bordkanonen jede Bewegung
en 1Ns Vısılıer nahmen. on Ende 1944 hatte der StTete Fliegeralarm
einen geordneten Unterricht unmöglich gemacht. uch wurden 1ın einem
etzten Wa  Z selbst pensionierte ehrer ZU sogenannten TIm
eingezogen. Man hatte S1€e 1mM J1ege wieder reaktiviert, die Jüngeren,
die Soldat werden mussten, ersetzen

FEın muüuhevoller Anfang
Die Lage der Schulen entsprac 1 Jahre 1945 der I1gemeinen Situation.
Viele Gebäude Zerstor und konnten vorerst cht wieder aufge-
baut werden. Eın oroßer Teil der ehrer befand sich och der 1e2S-
gefangenschaft. 1ele gefallen der verscnollen. DIie Ausübung
der öffentlichen Gewalt WarTr auf die Militärregierungen ın den 1ler Be-
Ssatzungszonen übergegangen, Westfalen w1e in A5Z Nordwest-
deutschland auf die britische Diese misstraute den ehrern, doch
viele Mitglieder der SCWESCH, d us welchen Gründen auch 17M-
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INeT. Bevor S1e wieder unterrichten konnten, mMmussten S1€e w1e andere
einen Entnazifizierungsprozess urchlaufen, 1n dem Parteimitglieder 1n
unterschiedliche Belastungsgrade eingestuft wurden.!

Inzwischen wurden Kriegsgefangene aus den agern entlassen, die
ihre usbildung als ehrer aufgrund ihrer Einberufun ZAT legs-
dienst nıcht hatten abschliefßen können. Andere hatten LLUT wenige Se-
mester der überhaupt noch nicht studiert. Es stellte sich die rage, WI1e
INnan ihnen 1mM fortgeschrittenen ebensalter und oft mıt traumatischer
Kriegserfahrung ehesten einer ordentlichen Lehrfakultas verhelfen
könnte Hier erga sich eın welıltes Feld kirchlicher Arbeit, das INnan früher
cht gekann hatte; denn viele erwarben die Lehrerlaubnis für den Reli-
gionsunterricht mithilfe kirchlicher Kurse und hatten deswegen größere
Chancen, eingestellt werden.

DDa die Regierungshoheit VO der Militärregierung wahrgenommen
wurde, O  ag Buch. entscheiden, Wäanllılı die hulen mıiıt dem
Unterricht wieder eginnen konnten. Das geschah bereits 1mM Sommer
1945 Über das Konsistorium Münster ertfuhr die el  o der westfäli-

Es wurden nach dem Kontrollratsgesetz Nr 104 VO: März 1946 fünf Stuten
gebi  e Kriegsverbrecher, Belastete, Minderbelastete, Mitläufer, Ent-
astete. Die Entscheidung über Personen, die die Stuten un! eingeordnet
wurden, behielten sich die Briten VO':  S DIie Einstufung die Gruppen bis wurde
durch Öörtliche Entnazifizierungsausschüsse VOTgSgENOMUMECN, die die Militärregie-
LUNS AuUs Gegnern der gebildet hatte, vielfach au ehemaligen Mitgliedern
der Linksparteien der Weimarer eit. Wer als Lehrer die Gruppe bis einge-
sHhu1: WAär, durfte (zunächst) nicht unterrichten, sondern hatte oft Haftstrafen abzu-
sıtzen. Am interessantesten War die Gruppe 4/ der viele Beamte gehörten, die
me1lstens lediglich AUs Karrieregründen Mitglieder der sCWESECN 1L,
ohne dass I1a  e ihnen irgendetwas Konkretes vorwerten können. uch S1e
hatten vielfach eiıne Wartezeit absolvieren, bis S1e wieder unterrichten konnten.
Manche tanden jedoch in der IC Unterschlupf und konnten mıiıt kirchlicher
Protektion eine Beschäftigung finden Beispiele: DIie westfälische Landeskirche
empfiehlt der Militärregierung, Lehrer wieder einzustellen, die eın pfarramtliches
Zeugnis vorlegen können. Sje schreibt: „Plartei]g[enosse] ist nıcht gleich Plar-
tei]glenosse]. Jeder Fall MU: individuell behandelt un entschieden werden.“ Von
einem Kameradschaftsführer der Hitlerjugend, den die Militärregierung abgelehnt
hatte, in dessen Abiturzeugnis die Prüfung 1n „Rassenkunde“” mi1t sehr gut be-
ertet wurde, wird behauptet: „Jedenfalls ist klar ersichtlich, dass uch als
Mitglied der Hitlerjugend se1INeEe christliche Einstellung nıe verleugnet hat.“ IL an-
deskirchliches Archiv der Evangelischen Kirche VO  - Westfalen (1m Folgenden:

Bestand (neu 3356 Näheres dazu siehe unten, Anm. In e1-
LE anderen Fall hat eın Lehrer seit 1937 der DA und se1it 1933 dem National-
sozialistischen Lehrerbund un! neben der NSV noch einer Reihe VO]  5 entsprechen-
den UOrganisationen angehört und ist 1939 aus der katholischen Kirche ausgetreten,
ber nicht die evangelische eingetreten. Er wurde zunächst in die Gruppe 3I
dann 1ın Gruppe eingestuft. Er behauptet, AaQus theologischen Gründen Aaus der
katholischen Kirche ausgetreten und die M1SS10 canonıca zurückgegeben haben
Nun spielt der Kirchengemeinde die Orgel, möchte wieder 1in den Schul-
dienst eintreten un:! evangelischen Religionsunterricht erteilen, wobei ihn die Kır-
chengemeinde unterstutzt; EKVW neu 32872 (Die Namen sind aus

Datenschutzgründen anonymisiert.)

3()4



schen Provinzialkirche, ass die hulen wieder röffnet werden ollten.
Idhe Militärregierung SC Konsistorialpräsident IIr Gerhard
Thümmel2? ber die Keglerung üunster:

“ Miılıtary (overnment has entrusted the task of preparıngz for re-openingz of
chools tO the (G(German 101 authorities, who all settle thıs question of denomı1-
national schools, by agreement unth the hurches and wıth the German inhabıi-
'ants .

olge dieses Erlasses teilte der Regierungspräsident Uunste den
Kirchenleitungen in seinem Regierungsbezirk muıit,> dass die britische
Militärregierung die rage nicht regeln beabsichtige, welche chul-
form ach Kriegsende eingeführt werden SO Die Kirchen ollten ihm
jedoch bis ZU August 1945 mitteilen, welche uliorm S1e künftig
wünschten. Darauftfhin erwiderte der Bischof VO Münster® dem Regie-
rungspräsidenten erwartungsgemäfs, ass die Wiedereinführung der
katholischen Volksschule eantrage.

Thümmel War VO 1936 bis 1948 Präsident des Konsistoriums ın Müns-
ter (zunächst kommissarisch), dann VO 1949 bis 1963 juristischer Vizepräsident
des Landeskirchenamtes. Zu dessen (Auto)Biographie siehe Hans Steinberg (Hg.),
Gerhard Thümmel Jahre kirchliche Verwaltung AT (Beiträge ZUXC West-
fälischen Kirchengeschichte 7), Bielefeld 1987

EKVW 0 neu 3256 Hierbei handelt sich Unterlagen au!: der Alt-
istratur des Landeskirchenamtes miıt dem übergeordneten Aktenzeichen C906

(Schulwesen). Leider ist die gesamte Aktenführung sehr unzureichend, W as auf die
mangelhafte Verwaltungserfahrung der TIeEU entstehenden kirchlichen Behörden
nach 1945 zurückzuführen ist. DIie einzelnen Schriftstücke wurden abgeheftet,
wWw1e S1e gerade anfıelen, dass eute sehr schwierig ist, einen Vorgang 1n der
richtigen zeitlichen Abfolge rekonstrumweren. uch tehlen weithıin Vermerke über
wichtige Besprechungen. Aufßerdem ist (wie der gesamten Nachkriegszeit) das
Papıer sehr schlecht und VO:  - baldıgem Vertall bedroht Hınzu ommt, dass Papıer
knapp WarTr unı daher bis den aufßersten and engzeilig un! vielfach uch
rückseitig beschrieben ist. Dem Landeskirchlichen Archiv, insbesondere Herrn
Archivleiter IIr Jens Murken, bin ich ank verpflichtet für die Hiltfe bei der Er-
schliefsung der Akten ' und für das Auffinden wichtiger Schriftstücke
Kegierungspräsident 1n üunster WarTr dieser eıit der VO der britischen Mihitär-
regierung U Junı 1945 eingesetzte rühere Bürgermeister VO:  > Ahlen, Franz
Hackethal (1891—1966), der als entschiedener Gegner der Nationalsozialisten 1937
zwangspensıonliert WOTden Wa  r
Schreiben VO Juli 1945, EKVW 0.0 neu 3456
Bischof VO]  > üunster Wal der noch nicht VYA Kardinal ernannte Clemens August
raf VO  m Galen (1878—-1946).
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Für die westfälische TE ntwortete Präses Karl OC mıiıt einem
Schreiben VO Juli 1945, gerichtet den Oberpräsidenten der Pro-
V1NZ estfalen,® un:! tellte folgende Forderungen auf:

” 1 Dem Anspruch der ev[an]g[e]llischen] Elternschaft, eine vlan]g[e]/lische]
Bekenntnisschule bekommen, ıst stattzugeben.
In hesonderen Fällen mufß die Möglichkeit zegeben SeIN, Kırchenschulen e1IN-
zurichten.
Ev[an]g[e]l/Lischer Religionsunterricht mufß uneder planmäfsıges Lehrfach
SEIN. Er kann HNUr 00n Lehrkräften erteılt werden, dıe einen entsprechenden
kirchlichen Auftragz aben [ hieser Auftrag kann widerrufen werden. Soweıt
ehrpersonen nıcht orhanden Sind, dıie dıesen Auftragz rhalten können,
stellt dıe II geeiQnete ra  e ber dıe Ausbildung der vorhandenen
Lehrkräfte und des achwuchses dıe rteilung des Religionsunterrichtes
wıird in Einvernehmen zunschen Kiırche und Staat herzustellen SCIN.
Für dıe ufSIC über den Religionsunterricht eSste. dıe IC fachlich
vorgebildete ra  © /Q

diesem chreıiben sSind bereits die ogrundlegenden Forderungen der
evangelischen Kirche den Staat und die öffentliche Schule formuhert:

I hie Volksschule soll evangelische der katholische Bekenntnis-
schule sSe1nN.
Kirchliche hulen sind ermöglichen.
Der Religionsunterricht ıst 1n en Schulen gewährleisten. br
wird 1mM Auftrage derCerteilt.
| e PE erhält dase die des Religionsunterrichtes
festzulegen un! die Aufsicht darüber organisieren.

ihrer Sitzung Julhi 1945 hatte sich auch die VO Präses och
bereıts 1MmM berufene Vorläufige Kirchenleitung, der aufßer och acht
weıtere eologen!® angehörten, die eine herausragende 1n der Be-

siehe Friedrich ılhelm Bauks, Die evangelischen Pfarrer 1n Westfalen
VO der Reformationszeıit bis 1945 (Beiträge ZUT Westfälischen Kirchengeschichte
4)‚ Bielefeld 1980, Nr. 3330
Oberpräsident der noch bestehenden preufßischen Provınz Westfalen WaTl der
Zentrumspolitiker Rudolf Amelunxen, der VO: der Militärregierung Juli 1943
eingesetzt worden WAaärT. Später nach Gründung des Landes Nordrhein-Westfalen
durch Beschluss des britischen Kabinetts ugus 1946 wurde ZU E1IS-

ten Ministerpräsidenten des Landes (bıs den Landtagswahlen durch die
Milıtärregierung berutften. Hernach WarTr Miınister 1m ersten Kabinett Arnold

EKVW neu 3356, Dok. 138
Mitglieder der vorläufig Kirchenleitung DPfr Wilhelm Brandes nge-
rich), spater Oberkirchenra: (Bauks, Pfarrer Nr I1 Rudolf Hardt, Konsistorialrat
In Münster, spater Leiter der VO]  } Bodelschwinghschen Anstalten Bethel (a.a.U.,
Nr. Pfr. Dr Ernst Klefsmann (Jöllenbeck), spater Leıiter des Katechetischen
INTtes In Villigst (a.a.U., Nr Superintendent Hermann uns (Herford),

der EKD bei der Bundesregierung un Militärbischofspäter Beauftragter des ates
(a.a.OU., Nr arl |ücCcking (Barkhausen/Porta), spater Vizepräsident des
Landeskirchenamtes (a.a.O., Nr Max Nockemann (Dortmund), später
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kennenden Kirche gespielt hatten, bereıts mıiıt der Schulfrage befasst und
einıge Grundsätze formuliert, die den künftigen Verhandlungen mit dem
Staat zugrunde gelegt werden ollten.

//1 IDITz evangelische Kırche kann für dıe Volksschule muit der christlichen imul-
t+anschule als Regelschule einverstanden SCIN, wWwWenn der Bekenntnisstand der
Lehrer dem der Gemeinde angepafst unrd. abe1l ıst ANSZENOMMMENL, dafßs dıe ka-
tholısche Kırche ebenfalls einverstanden ist.
Wenn dıe katholısche Kırche dıe Bekenntnisschul: fordert, dann ıst dıese
Schule auch dıe evangelische Forderung.
ESs mufß dıe Möglichkeit gegeben SeIN, Kirchenschulen einzurichten.
er Religionsunterricht mufß als ordentliches ENYFAC In den Stundenplan
eingebau werden.
I Jer Religionsunterricht kann auf alten Stufen und In en chulen NUTr kraft
PINES kırchlichen uftrages erteılt werden.
er Religionsunterricht mufßs auch AirG Katecheten(innen) erteılt werden
dürfen, SOWILE auch UNC Geistliche.
IDie Kırche wird dıe Aufsicht über den Religionsunterricht UNC achlıc
vorgebildete Kräfte ausüben. “rx

An diesem Beschluss fällt auf, ass die westfälische Kirchenleitung
VO  a der Haltung der katholischen T abhängig machte, ob die Be-
kenntnisschule gefordert wurde der nicht Davon ist wenıge lage Späa-
ter in dem Schreiben VO arl och den Oberpräsidenten nicht mehr
die Rede uch ın den späteren Auseinandersetzungen spielt dieses
Argument, also die Parıtat der rchen, kaum eıne Hingegen be-
ruft 111a sich wWwI1e die katholische TC 1ın erster |.ınıe auf das Eltern-
recht Im übrigen wird 1119  _ bemerken, ass damals och keine 19185

mittelbaren Besprechungen mıt der katholischen Cber diese Fra-
gCcn gegeben hat, jedenfalls keine, die sich den en niedergeschlagen
hätten. Allerdings die Stellung der katholischenTZ Bekennt-
nisschule bereıits diesem Zeitpunkt bekannt, denn die katholischen
Bischöfe hatten schon 1mM Junı 1945 1er Grundsätze ZUrFr Schulfrage fOr-
muliert un veröffentlicht:

wird die katholische Konfessionsschule gefordert,
katholische Lehrerbildung,

Landeskirchenrat 1ın Bielefeld (a.a.O., Nr Superi.fitendent arl Philipps
Kamen) (a.a.O., Nr lic Dr Edmund Schlink (Bielefeld), späater Protfes-
S(IT 1n Heidelberg (a.a.U., Nr 5439)

11 Protokaoll über die Sıtzung der Kirchenleitung Juli 1945, EKVvVW
neu 3356, Dok. 143 Es handelte sich die 7zweiıte itzung der neugebildeten
Kirchenleitung. Leider sind die Protokolle über die Kirchenleitungssitzungen sehr
knapp gehalten. Sie geben kaum die Diskussionen wieder, die mutmadislich stattge-
funden aben, sondern LIUT die Beschlüsse. Aus diesem Grund kann INa nicht ©1 -

kennen, ob abweichende Meiınungen gegeben hat, die gegebenentfalls über-
SUMM) worden sSind.
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eseit1igung des staatlichen Schulmonopols und Freiheit AT Grün-
dung katholischer Privatschulen,
Unterstützung freier katholischer Schulen aus Ööffentlichen 1ıtteln.

Miıt diesen Forderungen eZog sich die katholische IC auf das
Reichskonkordat VO Julı 1933, das die „Beibehaltun und Neuein-
richtung katholischer Bekenntnisschulen l gewährleistet”.!? Außer-
dem wurde ZUX Begründung STEeTSsS auch das preußische Volksschulunter-
altungsgesetz VO  - 1906 herangezogen, das nıe aufgehoben worden WAär,
weil der Weimarer Zeıt eın grundlegendes Schulverfassungsgesetz nıe
zustande am, auch WE dies der Weimarer Reichsverfassung ANSE-
kündigt worden war.l$ uch arın wurde die Bekenntnisschule als Ke-
gelschule 1mM gesamten Volksschulbereich festgeschrieben.

Weil die Haltung der katholischen TC ekenntnisschule be-
kannt WAärL, hatte 7 iffer des Kirchenleitungsbeschlusses also ohl LIUT
den Sinn, den egnern der evangelischen Bekenntnisschule in der Eige-
en TC eın Argument nehmen, indem INa  - sich auf die Nno  en-
dige un:! „leider” 11UI11 ängliche Parıtät berief.

och 1m Julı 1945 beschäftigte sich die Kirchenleitung erneut muit
Fragen der Schule.14 Das Protokall weılst aus, ass der Präses mıiıt der
Kegierung Minden! ber Schulfragen gesprochen habe Allerdings
bleibt 1m unkeln, welche das WAareıll. Konsistorialrat ar berichtete
ebenzITLalls ber seline Verhandlungen im Provinzialschulkollegium Müns-
ter ber Fragen des Höheren Schulwesens uch hier ist cht Klar;
worüber 111a gesprochen hat Jedenfalls schlug Pfarrer ei{smann 1in
dieser Sıtzung OT, für jeden egierungsbezirk eınen Beauftragten der
Kirchenleitung für Schulfragen ernennerlnl. Diesem orschlag wurde
entsprochen. Aus den Mitgliedern der Kirchenleitung wurden benannt
für Arnsberg Superintendent Philipps, Münster arrer Nockemann
und für iınden Pfarrer Dr Klef$smann. elche Aufgaben 1m Einzelnen

23 Reichskonkordat VO Juli 1933 „Die Beibehaltung und Neueinrichtung
katholischer Bekenntnisschulen bleibt gewährleistet. en Gemeinden, In denen
Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte beantragen, werden katholische
Volksschulen errichtet werden, wenn die ahl der Schüler unter gebührender Be-
rücksichtigung der örtliıchen schulorganisatorischen Verhältnisse einen nach Ma([{fs-
gabe der staatliıchen Vorschriften geordneten Schulbetrieb durchführbar ersche1l-
1E  ‘ 1ä18t“ (Reichsgesetzblatt 1933 6295; I1 679)
DDer wichtigste Schulartikel der Weimarer Reichsverfassung hat folgenden
Wortlaut: „Innerhalb der Gemeinden sind indes auf ntrag VO  - Erziehungsbe-
reC.  en Volksschulen ihres Bekenntnisses einzurichten, sSsOWwelt hierdurch eın
geordneter Schulbetrieb ] nicht beeinträchtigt wird Der Wille der Erziehungs-
berechtigten ist möglichst berücksichtigen. Das Nähere bestimmt die Landesge-
setzgebung nach den Grundsätzen eiınes Reichsgesetzes” (WRV Art. 146 Abs.

14 Protokoll über die ıtzung Juli 1945, EKVW 0.0 neu) 3356, Dok. 141
15 Regierungspräsident Minden bis 194 / (letzter, bevor der Sitz der Reglierung VOINL

Minden nach Detmold verlegt WUr| WarTrT der Verwaltungsfachmann Franz ZenZz,
der pri 1943 VO!]  5 der britischen Militärregierung eingesetzt worden Wa  Z
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VO  . diesen Beauftragten wahr genommen worden sSind, ist nicht ersicht-
ich.

Im (Oktober 1945 setzte die Kirchenleitung einen Schulausschuss eın,
der S1e en pädagogischen und schulpolitischen Fragen beraten soll-
te .16 Pfarrer 19r efismann wurde als Vorsitzender bestimmt. Im übrigen
wurden olgende itglieder berufen
Pfarrer Nockemann, am abgeordnet 1n das Konsıiıstorium üunster
Superintendent Philipps-Kamen
Rektor Schmidt-Weidenau
Rektor Schönhals-Bochum
Studienrat Schmidt-Münster
Pfarrer W örmann-Bethel17
Pfarrer Dr ammelsbeck18
ehrer Rese-Steinhagen
Rektor Schlepper-Bad Salzuflen
Pfarrer Wilm-Mennighüffen!?
Lehrerin Tenius-Minden.
en den kriegsbedingten Zerstörungen hatten die Schulen 1n der Zeeıt
des Urıtten Reiches erhebliche Veränderungen rfahren Irotz des Kon-
kordates mıiıt der katholischen PC wurden die Bekenntnisschulen
nehmend abgeschafft. Das geschah nıicht 118 eın Gesetz, sondern
Urc Indoktrination der Eltern Urc Ortlıche Parteitunktionäre. Vor
em wurden die ehrer unter TUC gesetzt, damit S1€e sich für die ( z@-
Me1nsC  ftsschule aussprachen und dafür Propaganda machten. DIie
olge W, ass VO 1937 mehr und mehr alle ekenntnisschulen auf-
gelöst wurden. 1941 dieser Prozess beendet, ass VO  z da
keine ekenntnisschulen mehr ga uch die Privatschulen wurden

den Bestimmungen des Konkordats „gleichgeschaltet”, das
el dem staatlichen chulwese eingegliedert. vielen Fällen wurde
auch der konfessionelle Religionsunterricht abgeschafft.

16 Kirchenleitungsprotokoll über die Sitzung VO (O)ktober 1945, EKVW ().0
neu 3490

1
Bauks, Pfarrer Nr /082
Oskar Hammelsbeck (1899—-1975) WarTr führendes Mitglied der Bekennenden Kirche
In Berlin und wurde 1946 Direktor der Pädagogischen Akademie Wuppertal (bis
1959 Seit 194 / War ordentlicher Professor für Erziehungswissenschaften, se1t
1962 der Pädagogischen Hochschule 1n agen tätıg. Nebenberuflich lehrte
Hammelsbeck Katechetik der Theologischen Hochschule In Wuppertal.

19 Bauks, Pfarrer Nr. 6971
20 Siehe diesem Zusammenhang: Friedrich Wilhelm Saal, Das Schul- und Bil-

dungswesen, Wilhelm Kohl Westfälische Geschichte, 3/ Düsseldorf 1984,
insbesondere
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Die andelnden Personen

DIie überragende Fiıgur en pädagogischen Fragen der unmittelbaren
Nachkriegszeıit WarTr ohne 7Zweifel der Jöllenbecker Pfarrer un spatere
Leıiter des Katechetischen Amtes IIr Ernst Kleßmann?} der 23 Januar
158599 1n or  Orn, am Amt Gütersloh, heute Stadtteil VO. Gütersloh,
geboren worden Wa  — I die Geburtsurkunde welst aus, ass 8 So  S des
Olons Heinrich Klefsmann Wäaär, also eın Bauernsohn, der muiıt 1er ( 36
schwistern auf dem elterlıchen Hof aufwuchs und überall mıiıt and
legen musste, wWI1e auf einem auer‘: üblich Wa  x IDie Volksschule
besuchte his S: vierten Schuljahr ın [0)8  OFrNn, dann ZU Van-
gelisch-stiftischen Gymnasıum ach (Gütersloh überzuwechseln. och
die turbulenten Zeıten gyıngen ihm nicht vorbe!l. Bereıts in der Unter-
prıma wurde Zu Heeresdienst eingezogen.““ Er hatte die Möglich-
keit, die Kriegsreifeprüfung abzulegen,? un! geriet danach Isbald 1n die
Kriegsgefangenschaft,** Aaus der 1mMm Oktober 1919 entlassen wurde.?>
selinem Lebenslauf, den Z.UI Ersten theologischen rueım Kon-
sistor1um Münster einreichen musste, schreibt el ber diese Zr ‚„  w
les schien Deutschland rage geste SEe1N. 26

och bald Z ach Bethel, der Theologischen Schule das
Studium der Theologie beginnen. Es folgten tudienjahre 1ın Tuüubin-
SCIL, Greifswald und Leipz1g, denen Lehrveranstaltungen der Pro-
fessoren Schlatter, Heim und irgenso besuchte. Dann ıng ach
Le1iıpz1g, besonders das renzgebiet ZUT Philosophie interessıierte.
Hıer hörte orlesungen be1i den Professoren Ihmels und Proksch
Schliefslich finden WIT 1mM letzten Semester Münster, wohin ihn
ZUS, WI1IEe chreibt den „Katholizismus Wissenschaft und
Kultu näher kennenzulernen. Hıer bestand 1923 und 1925 seine bei-
den theologischen Examına.

Im Sommersemester des Jahres 19725 WarTr eismann wieder Student
In Münster, jetzt der philosophischen u  aT, weil er die Befähigung
für das Lehramt Höheren Schulen erwerben wollte Das Studium
schloss mıiıt der Verleihung des (Gsrades eiInes Doktors der Philosophie
ab 27 Er wurde dann als Hilfsprediger ach Bethel entsandt, auch
ordiniert wurde.28 Ort beriefen ihn die Anstalten ZAT Pfarrer 1n der
Teilanstalt ckardtsheim.?? cht Jahre hat der Anstaltsseelsorge und

21

&$
Vgl EKVW neu 1380
Z NO

25 8.8.1918
25.8.1918

25

27 4.6.1926
KEKUW neu 1380

28 27.6.1926
KT OT
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auch der ıtung der Teilanstalt gearbeitet. Gerade diese Zeıt hat
unter der dominierenden Gestalt VO TIE:  1C VO Bodelschwingh als
jungen Pfarrer sehr gepragt Vom November 1935 wirkte dann
als Pfarrer der minden-ravensbergischen Gemeinde Jöllenbeck un
amıt dort, eın ahrhunder ann Henrich Volkening 6—
1877), der rweckungsprediger und Pietist, denenbereitet hatte

1939 musste eismann och einmal werden, wurde aber schon
ein Jahr spater wieder entlassen, weil die Heeresleitung meınte, auf äaltere
ahrgänge angesichts der Kriegsereignisse un des erwartenden End-
sıeges verzichten können.

FErnst ef$smann eın des Ravensberger andes, eın urch-
aus betont Ilutherischer Theologe, dem aber jeglicher konfessioneller
Streit fern lag; sSeın traditionelles uthertum WarTr 1Irc den Piehsmus
un die praktische Frömmigkeit 1n seinem (Gemeindedienst SOWI1E Un
diakonische Gesinnung gemildert. ulserdem WäarTlr er bereits VO seinem
tudium her besonders pädagogischen Fragen interess1lert. Und
selbstverständlich stand 1mM aufziehenden Kirchenkampf treu Z Be-
kennenden TC wundert nicht, ass Präses och ach
Kriegsende ZU Mitglied der ersten vorläufigen Kirchenleitung berief.

1938 1e es die ekennende Kirche für angeze1gt, pädagogische
Kurse für Pfarrer der auch Ssowelılt das überhaupt möglich für
ehrer einzurichten. Um diese urchzuführen, War kaum jemand gee1g-
neter als Pfarrer Dr e{$smann. Später hat 11a ıIn diesen Kursen, die iın
Jöllenbeck urchgefü  t wurden, die Keimzelle des spateren atecheti-
schen Amtes gesehen.*!

Als ach Kriegsende das gesamte chulwesen LIEeEU geordnet un auf-
gebaut werden musste, ergab sich die Notwendigkeit, die unterschied-
ichsten pädagogisch-theologischen Kurse einzurichten, derenA
LUN) un! UOrganisation Ernst eismann weıitgehend VO Jöllenbeck aus

die and nahm, ass zunehmend unter seiner Leıtung eın „Kate-
chetisches Amt” entstand, für das neben seinem Pfarramt die Verant-
wortung ug I Die erste Westfälische Landessynode schuf sodann auf
ihrer vierten lagung die Stelle eines hauptberuflichen Leıters des Kate-
chetischen Amtes.>°2 er befasste sich die Kirchenleitung 1n der folgen-
den Sitzung mıt der Besetzung dieser neugeschaffenen Stelle un fasste
folgenden Beschluss:

30 Bauks, Pfarrer Nr. 6578
Leider oibt für diese Frühzeit kaum Unterlagen. Lediglich spätere Erinnerungen
Klefsmanns diese eıt finden sich verstreut 1n den Akten.

37 Beschluss VO (Oktober 1951
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„14 Neuordnung des katechetischen Amtes
ach eingehender Beratung der Neuordnung des Katec.  ıschen Amtes he-
schlie, dıe Kirchenleitung:

astor IIr Kleßmann —Jöllenbeck- mitzuteilen, dafßs mit der hauptamtlichen
UÜbernahme der 1EUNg des katechetischen Amtes TIr ıhn einem nahen
eitpun gerechnet wird.a

DIie Berufungsurkunde tragt dann allerdings erst das Datum des Maı
1953 Sie wurde mıiıt einem Schreiben VO Vizepräsident Lücking 18
Maı 1954 (sic!) übersandt. Diese Verzögerung ist aum erklären.
Möglicherweise hat sich eismann, der eın leidenschaftlicher Gemein-
depfarrer WAaär, 1L1IUTL zögernd entschließen können, auf Seın Pfarramt
Jöllenbeck verzichten und die el  o des Katechetischen Amtes
hauptamtlich übernehmen.

seliner Dienstanweisung, die die Kirchenleitung erlieds, wurden
die er  g des Katechetischen Amtes un der Vorsıiıtz 1ın der chulkam-
INeTr übertragen. Gleichzeitig War einıge Jahre lang Leıiter des Pastoral-
ollegs Zur konkret leistenden Arbeit hei{ft 1n der Dienstanwel-
SUn

Ill er Leıter des Katec.  1SCHeEN Amtes hat dafür SOFSECNH, dafs der gesamte
I ienst des Katec:  1scChen Amtes In Arbeitsgemeinschaft miıt dem chul-
dezernenten des Landeskırchenamtes getan uMnrd. Dieser gehö dem echetit-
schen Amt Er ıst en Sıtzungen einzuladen und en wichtigen Ver-
anstaltungen und Beratungen hinzuzuzıiehen. 2

urc Aufnahme dieser Bestimmung 1ın die Dienstanweisung wollte die
Kirchenleitung offenbar verhindern, ass eine Rivalität zwischen dem
Katechetischen Amt und dem Landeskirchenamt entstehen könnte DIie
olgende ntwicklung ze1igt: jedoch, ass das er keineswegs
spannungsfrei WAaäal, doch 1e Ernst eismann lange eıt die dominle-
rende Figur, Wa schon daraus hervorgeht, ass ihm das Hauptreferat
auf der ersten Landessynode, die sich aus  ich mıiıt Schulfragen be-
fasste, übertragen wurde.°

en Ernst eismann spielte Max Nockemann®® eine herausragende
Er wurde Januar 19023 1n ÜOberbrügge geboren und ent-

stammte einer Handwerkerfamilie Der Vater WAarTr Schreinermeister
Ehringhausen®” 1MmM olmetal, Max Nockemann auch seine Kindheit

3 Protokall über die Sıtzung der Kirchenleitung VO: 1/ November 1951,
EKVW (neu 3494

34 Vgl EKVW neu 1380
35 Siehe Verhandlungsniederschriften der :3 (ordentlichen) Tagung der Westfäli-

schen Landessynode VO (Oktober 1950 Herausgegeben 1mM Auftrage des Landes-
kirchenamtes VO  5 Ernst Brinkmann und Hans Steinberg, Bielefeld 1973, 74 (1im

316
Folgenden: VLS

&/
Bauks, Pfarrer Nr. 4526; vgl EKvW Pers. Beam. 109
Heute eın Stadtteil VO  - Halver.
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verbracht hatte ach der Volksschule besuchte er das Realgymnasıum
Lüdenscheid, 19272 se1n 1tur ablegte, dann e1ine kaufmän-

nische Lehre beginnen, die mıiıt der Gehilfenprüfung abschloss.
bis mıt 274 ahren dasEinige Jahre och diesem Beruf tätıg,

Theologiestudium begann. Bethel bereitete sich zunächst auf die
Prüfungen griechischer un:! hebräischer Sprache VOTL, dann AT

ingen un Münster das Theologiestudium ortzusetzen Besonders
interessierte das Ite Testament. In seinem Lebenslauf, den ZuU

krsten theologischen kxamen einzureichen hatte, ennt die Professo-
remn für es Testament olz und Rudolph SOWI1E Herrmann neben dem
Neutestamentler tto hmutz als se1ine wichtigsten Lehrer 1932 legte eTtT

eiım Konsistorium Munster das FErste Examen ab
ach einıger Zeıt Lehrvikar un! Assıstent der Theologischen

Hochschule 1n Bethel wI1es ihn das Konsistorium 1934 al Lehrvikar dem
Pfarrer arl Alberts®® 1ın Waltrop der der deutsch-christlichen EWEeE-

richt ber den ar das KonsistoriumZUNgS angehörte. seinem Be
bescheinigte Alberts, ass Nockemann alle Aufgaben des Pfarramtes
sorgfältig und mıiıt oroßem 1fer erledigt habe, aber ın politischer Hın-
sicht unzuVverlässig se1l |ie Spannungen, denen ausgesetzt WAar, WEeTl-

den bewogen aben, sich bald dem Bruderrat der Bekennenden Kır-
che unterstellen, Was dem Konsistorium mitteilte.> Seinen ilfs-
dienst absolvierte Nockemann als Synodalvikar Iserlohn und sodann

Dortmund-Marten und Plettenberg. 1935 wurde elr durch Superinten-
ent Frıtz Heuner** ordiniert. 1937 wählte die St.-Reinoldi-Gemeinde

DortmundZPfarrer ihrer Pfarrstelle der Johanniskirche.*
Yrases och berief Nockemann unmittelbar ach Kriegsende die

erste vorläufige Kirchenleitung un! übertrug die Aufgaben eines

eologen 1 KonsıstOor1um Münster. Miıt Wirkung VO September
1946 wurde Zu Landeskirchenra 1m Nebenamt ernannt wurde
die Zuständigkeit für Schul- und Erziehungsfragen übertragen, die g-
meiınsam miıt Ernst Klefsmann Jöllenbeck wahrzunehmen Wa  H er-

dings elen auch andere Frag selinen Aufgabenbereich. S50 hielt
Z Beispiel auf der 7zweıten ordentlichen Tagung der erste Landes-

synode 1mM November 1949 das einleitende Referat ber die „  nung
des Predigtamtes für Laıen 1n der Evangelischen T VO estfa-
len ‘ .42 Insbesondere nachdem Konsistorialrat Rudolf£ ar‘ sSe1n Amt als

38 Bauks, Pfarrer Nr
30 Schreiben VO EKVW Mers. Beam. 109
4() Bauks, Pfarrer Nr. 2630
41 Nockemann trat ugus! 1937 1n die Rechte der Pfarrstelle eın (Urkunde VO

vgl EKVW Pers. Beam. 109 Daraus uch die welılteren biogra-
42

phischen Angaben. Mitschrift der ede Nockemanns findet sich 11 Die Verhand-Kine stenographische ordentlichen) Tagung der Westfälischen Landessyn-lungsniederschriften der F am A
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Leiter der Von Bodelschwinghschen ns  en angetreten hatte,% fiel
Nockemann die Bearbeitung einer VO: theologischen Aufgaben
SO betreute das wichtige Rundtfunkreferat.“*4 brst spater konnte sich
ausschlie{fslich den chul- und Erziehungsfragen wıdmen. Am Juni
194 / wurde Nockemann ZU Beamten auf Lebenszeit und ZU geistli-
chen andeskirchenrat ernannt.4 Er wurde der erste Schuldezernent der
Evangelischen E VO Westfalen und bekleidete dieses Amt bis
selner Pensionierung 31 Januar 1968; ein1ge Tage spater starb e7 .46

Max Nockemann eın Kind des märkischen Sauerlandes, gepragt
VO der mild pietistischen Frömmigkeit selner damals och weithin
kirchlich gebundenen Bewohner Er WäarTl WI1e mancher der sudlichen
Grafschaft Mark Geborene karg seliner Sprache, aber präzıse 1mM Aus-
TUC Gefühle zeıgen, WarTr SeEINEe aCcC cht IDie beiden ersten Jahr:
zehnte der Nachkriegszeit hat entscheidender Stelle mitgestaltet.

Das Katechetische Amt führte diesen ahren unterschiedliche Kurse
für ehrer Urc Da gab esz eıinen ehrer, die keine Lehrbefähigung
für den Religionsunterricht hatten, die also och einer Ausbildung be-
durtften. Sodann ussten Fortbildungslehrgänge eingerichtet werden.
Miıt der Einführung der sogenannten Vokation, miıt der die Religionsleh-
LE die Ichlıche Lehrerlaubnis erhielten, wurde es notwendig, auch auf
diesem Gebiet Kurse anzubieten. War diese immense Aufgabe
weder VO eıner Person och VO.  > Jöllenbeck aus bewältigen.

on früh engagılerte sich die Vikarin Gertrud Griımme für diese Ar-
beit Sie wurde 31 Dezember 1909 üuüdenscheid geboren, hatte
1930 ihr Theologiestudium Bethel begonnen und den Universitäten
rlangen, Münster, Tübingen und Bonn fortgesetzt. 1935 konnte S1e och
eın „legales“ Erstes Examen eiım Konsistorium Uunster ablegen.
Dann tellte S1Ee sich 1n den Dienst der ekennenden Kirche,* VOIL der S1e
1938 die /welıte Theologische Prüfung bestand und VO  n der S1€e dann
auch als 1karın eingesegnet wurde.48 Von 1937 bis 1946 arbeitete S1€e

ode VO November 1949, hg. VO Ernst Brinkmann un Hans Steinberg, Bielefeld
19772 ff.

453 1.2.1946
den Jahren 1949 und 1951 hielt Nockemann mehrfach die Rundfunkandachten

1MmM Nordwestdeutschen Rundfunk. Am DE AULT und /.3.1948 wurden VO!  - ihm
gehaltene Rundfunkgottesdienste d us der Melanchthon-Gemeinde 1n Dortmund
und AUSs der Kirche des Mutterhauses Münster übertragen. uch später predigte

In Gottesdiensten, die der Westdeutsche Rundfunk übertrug; siehe ben Anm
41

EKVW Pers. Beam. 109
46 20.2.1968
47 1317  1937 Lehrvikariat 1n Iserlohn; vgl Evangelisches Zentralarchiv Ber-

lin 247 353 |iese un die folgenden biographischen Angaben au der DPer-

4X
sonalakte Gertrud Grimmes wurden freundlicherweise VO' EZA Berlin mitgeteilt.
25.9.1938 Eine UOrdination VO  5 Frauen wurde 1n der EKVW TSt durch die Pastorin-
nengesetze VO 1964 möglıich; Kirchliches Amtsblatt der EKVW 1964, Nr. 43,
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Jugendpfarramt agen. Danach tTrat S1e die el des Katechetischen
Amtes e1ın.*? Sie organıisierte die unterschiedlichsten Kurse der AuUs-
und Fortbildung VO  > ehrern. Besondere Verdienste hat sich Gertrud
Grimme Urc. die Herausgabe un als Autorın VO Schulbüchern für
den Religionsunterricht erworben, des weitverbreiteten Religions-
buches für die Evangelische Unterweisung der Grundschule mıiıt dem
1te. „Freut euch, ihr lieben Christen“.°0 Sie entdeckte die Malerın Sigrid
Senn, deren Bilder S1e das Unterrichtswerk aufnahm, womiuit 1KOnOgra-
phisch eın völlig Jesustyp gepragt wurde gegenüber dem bisher
fast überall gebräuchlichen Nazarenertyp.

1966 wurde Gertrud Grimme Oberkirchenrätin die Kirchen-
kanzleı der Evangelischenc Deutschland ach Hannover eru-
fen. Zuständigkeitsbereich War ort bis ihrer Pensionierung”‘ 1n
erster iInıe die Aus- und Fortbildung kirchlicher Mitarbeiter SOWI1eE die
Betreuung der Frauenarbeit. Am 11 November 2005 ist S1e 1mMm Alter VO:  }

95 ahren gestorben.”“
Der Krıeg hatte Dr phıl Gerhard (Gerd) Schimansky nach Westfalen

verschlagen, der ZWaTr Düsseldorf geboren worden war, aber iın KÖ-
nigsberg (Ostpreußen) aufwuchs, der Schriftsteller Ernst Wiechert“*

selınen Lehrern zaählte In den ahren VO  5 1931 his 1934 studierte
Marburg und Wıen Germanistik, Geschichte un Psychologie un
schloss der Albertina in Königsberg sSe1ın Studium und se1ine Promo-
Hon ab Er arbeitete dann zunächst als wissenschaftlicher Hiltfsarbeiter
der Psychologischen Prüfstelle des Heeres un:! spater als Studienrat für
Deutsch un Geschichte der Heeresfachschule 1ın Königsberg,” bis er

1944 Kriegsdienst elisten MUSSTE Schliefßlich gerlet iın amerikanische

49

„()
1.8.1946
Gertrud Grimme, Teu: euch, ihr heben Christen Eın Unterrichtswerk für die
Evangelische Unterweisung den Volksschulen, Unterstufe, Dortmund
1957 2 herausgegeben VO  - TIUr Bach, Gertrud Grimme, Helmuth Kittel un
Ilse Peters mıit dem Titel „Erhalt Ul11s Herr bel deinem Wort“ erschien 1n Dortmund
1960 Fın Lehrerbegleitheft dazu wurde 1ın Dortmund 1968 herausgebracht. (jer-
trud Grimme hat noch 1ine Reihe anderer Schriften veröffentlicht. Als Beispiel se1
genannt: Gertrud Grimme, Wıe erzähle ich biblische Geschichten?, Gladbeck 1952

ö51 1.4.19/4
52 Siehe uch Gertrud Grimme, Von der Vikarin ZUT Oberkirchenrätin Der Weg

eiINer engaglerten Theologın, IN: Hans artın Linnemann (Hg.), eologiınnen 1n
der Evangelischen Kirche VO  - Westfalen, Bielefeld 1990, 9-43 Kerstin Othmer-
aake, Gertrud Grimme, 1171 Religionspädagoginnen des Jahrhunderts, OÖttin-

1997, 118-134
A 24.8.1952, vgl EKVW Pers. Beam. 138 IDiese Personalakte beinhaltet uch

die folgenden biographischen Angaben erd Schimansky.
4 ]Seine wichtigsten Werke sind folgende: Das eintache Leben 1939; DIie

Jeromin-Kinder 1947/; Der Totenwald. Bericht Aaus dem Buchenwald, geschrie-
5

ben 1939, erschienen 1946; Mıssa S1INEe Nomuine 1950
Am 10.1940 wurde Schimansky als Beamter auf Lebenszeıt 1ın den Lhenst der
EKUVW übernommen.
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Kriegsgefangenschaft, aus der 1946 heimke  e; ohne jedoch 1n se1INe
ostpreufßische Heimat zurückkehren können.

erd chimansky erhielt zunächst einen Beschäftigungsauftrag 1m
Katechetischen Amt,>° bis das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit
übernommen wurde.>7 HrC selinen ehrer Ernst Wiechert wurde Schi-
mansky die deutsche Literatur eingeführt, VOT lem aber/
selbst belletristische Literatur schreiben. amıt baute 6 eine Brücke
zwıischen dem Religionsunterricht und anderen geisteswissenschaftli-
chen Fächern der Er xab die Schriften der Erziehungs- und
Schulkonfterenzen heraus, die das Katechetische Amt regelmäfsig Vel-
anstaltete. uch eine Reihe VO Schriften ZUT Lebensberatung flossen aus
selner Feder.°8 Darüber hinaus sStammt eiıne eihe VO. Erzählungen und
Romanen aus se1iner Werkstatt. DIie ege lebendiger Sprache der
Pädagogik gehörte selnen wichtigsten Fortbildungszielen.

erd chimansky eın sehr einfühlsamer Psychologe, der INan-
chem ehrer Mut gemacht hat, eligionsunterricht erteilen. ach der
Pensionierung VO Ernst Klefsmann übernahm 8 die Leitung des Päd-

ogischen Institutes, WI1e das Katechetische Amt nunmehr genannt WUTI-
de.69 Am Januar 1973 trat den Ruhestand und starb 1m er VO  z

ahren Maäarz 2010
uch der Pfarrer HuQz0 Gotthard Bluth6e1 WarT eın Opfer VO Krieg und

Vertreibung. Er wurde Juni 1898 1n Berlin geboren un:! spater Pfar-
TeTr Pommern, zuletzt eustettin,°? danach Wehrmachtspfarrer.®
der „Deutschen Karlsuniversität“” Prag wurde 1943 muıt einer histori-
schen Arbeit Z Doktor der Philosophie promovilert.®* War Mıt-
glie der BekennendenPund erhielt eiıInNne Zeitlang Redeverbot Das
Kriegsende verschlug ihn ach Minden, der St.-Marien-Kirche

56

57
Verfügung VO 5.1.1947, EKVW Pers. Beam. 1385
Miıt Wirkung VO 1.4.1950 Gleichzeitig wurde uch die Studienrätin Charlotte
Niewald 1n das Beamtenverhältnis übernommen, die ebenfalls bereits ınen Be-
schäftigungsauftrag 1mM Katechetischen Amt hatte. Sie kehrte jedoch nach einiger
eıit In den Schuldienst zurück.

55 Als Beispiele selen genannt: Abschied VO Ärger: der Freude auf die Spur kom-
INeEN, Wuppertal 1980; Dein Weg 1in die Welt eın Buch für Junge Menschen, (5U-
tersloh 1958; Vorurteile: wWwI1e 111allı S1e auf- Uun! abbaut, 11: Brendow-Ratgeber,
Moers 1989
Als Beispiele selen genannt: Im Zorn der OoNNe: ıne Erzählung Marco Polo,
Witten 1964; Keıiın Herz ohne Maske drei Erzählungen, Witten 1956; Die Nacht
wird dunkel bleiben, Wiıtten 1954; Sternenbeichte: Roman, Witten 1958; I ıe LEUEC
Erde Koman einer Wanderung, Bielefeld 1950
Am 1.6.1965

61 Hugo ar Bluth nannte sich VO! entsprechend einer
äalteren Familientradition; EKVW (neu 229 Die folgenden biographi-

62
schen Angaben Bloth ebentalls aus dieser Personalakte.

63 c
Urkunde VO Y 1943
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zunächst einen BeschäftigungsauftragerMiıt Beschluss der westfä-
ischen Kirchenleitung und 1m FEinverständnis mıiıt der pommerschen Kır-
che wurde als westfälischer Pfarrer übernommen.®®

Hugo ar gründete Minden eın „Kirchlich pädagogl-
sches Seminar”“ Zusammenarbeit mıt dem Katechetischen Amt un!
dem Landeskirchenamt. [)as er diesen beiden Institutionen
WarTr nicht spannungsfrel, aber durch Bluths ıtlatıve ist eine nicht unbe-
trächtliche Zahl VO Lehrern vornehmlich Aaus Ostwestfalen für den eli-
gionsunterricht geWONNCH und fortgebilde worden. 10 eın
velmäßig erscheinendes Mitteilungsblatt heraus, das den 1te „Muitte1-
Jungen des kirchlich pädagogischen Seminars der Evangelischen PC
VO  - Westfalen trug 6/

WOo als westfälischer Pfarrer übernommen worden WAarl,
blieben seine Rechtsverhältnisse unklar, da L1IUTr mıiıt Beschäftigungs-
auftrag ohne Planstelle arbeitete. Darum TIe Ernst efsmann das
Landeskirchenamt und bat, eın „provinzialkirchliches Pfarramt“

berufen.®® Die Gespräche darüber sich jedoch ber ängere eıt
hin, da InNan nicht auf Lebenszeıit Z Leıter des Kirchlich-pädago-
gyischen Semminars inden beruten wollte I die aC erledigte sich
schliefßlich dadurch, ass die Kultusministerin VO Nordrhein-Westfalen

ZUuU Professor für evangelische Religion die Pädagogische Aka-
demie Dortmund berief.®?

Miıt Hugo Gotthard arbeitete Dr Johannes Wilhelmsmeyer CNg
ZUSaMMUMNEI), der eine vieldiskutierte Denkschrift mıt dem Titel „Evangeli-
sche Unterweisung un! humanistische Pädagogik“” verfasste. Wil-
elmsmeyer ıng jedoch bald den Schuldienst zurück.

63 1.8.1945 un dann noch einmal endgültig 4.2.1946
66 Beschluss der Kirchenleitung VO: 4748.6.1945
6 / Eine vollständige Sammlung der Blätter findet sich 1n den 1m Landeskirchlichen

Archiv 1n Bielefeld deponilerten en der Kirchengemeinde Windheim; LKA
EKVW 4.89, Nr. 280

68 Schreiben VO 24.1.1948
69 Schreiben VO: 54.1951; Kultusministerium Az 11 E1-Nr. 678 /51 Kultusministe-

rın War damals Christine Teusch (1888—-1968), ehemalige Reichstagsabgeordnete
des Zentrums. Frau Teusch, ine Lehrerin, die der christlichen Gewerkschaftsbe-
CgUnNng entstammt:' un dem Vereıiın katholischer Lehrerinnen angehörte, WarTr

entschiedene Gegnerin des Nationalsozialismus, den S1e incogn1to In einem Fran-
ziskanerinnenkloster überlebte. S1e wurde den Willen VO:  - Konrad Ade-
J der damals Fraktionsvorsitzender der € U 1m Düsseldorfer Landtag WAar,
VO)  - arl Arnold 194 / Z.UT ultusminısteriın ernannt, eın Amt, aus dem S1€E 1954
ausschied. Sie hat die Neugestaltung des Schulwesens 1n NR  S energisch In die
and ge  In und gepräagt. Als erste Frau erhielt S1e das Große Bundesver-
dienstkreuz mıiıt ern und Schulterband.

70 Veröffentlicht 1n der Schriftenreihe „Di1ie Bibel 1n Schule und Leben“”, hg VO  - Hugo
Gotthard Bluth, Gladbeck 1948
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Die Landessynode des ahres 1950

IDie ersten Landessynoden w1e auch deren beiden Vorgänger, die West-
fälischen Provinzialsynoden des Jahres 946, mussten sich ın erster iınıe
dem iırchlichen Wiederautbau widmen und grundlegende Fragen der
Verfassung und des kirchlichen Lebens lösen. Be1l der dritten ordentli-
chen Tagung der ersten Westfälischen Landessynode VO ()ktober 1950
stand das ema der Taufordnung 1M Mittelpunkt der erhandlungen.”!
In diesem Zusammenhang wurde auch ausführlic ber chul- und Bil-
dungsfragen diskutiert, sicherlich VOT em deswegen, weiıl I1a das
ecCc des Kindes auf cNArıstliche rziehung Aaus se1lner Taufe ableitete.

[Das grundlegende Referat ZAUT Bildung und rzıehung 1e Ernst
eismann ontag, dem Oktober.”? Er egann mıt eiıner umfangrei-
chen ekklesiologischen Einleitung, welcher unterstrich, ass die
TC Aaus dem Worte (Gottes lebt, indem S1Ee recht predigt un die akKra-
men rıte verwaltet, w1e die Augsburgische Konfession Artikel
beschreibt Er kommt dann auf das Bekenntnis sprechen, das der K1r-
che Kontinultät un! Aktualıtät zugleic verleihe das Bekenntnis ein-
uführen und die er 1n den Glauben hineinwachsen lassen, SE1
eiInes der wichtigsten Erziehungsziele. „Der pädagogische Vorgang E1 -

fährt dadurch SEeINE entscheidende Bestimmung, da{fs er uınter dem Van-
gelıum ausgerichtet wird.””73

In der Schule 11U. wirken Staat und Kirche ber der
amp die Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen habe gC-
zeigt, „daf ber die Grundlage der Erziehung auch In einem ande,
dessen Bevölkerun: noch 9 Prozent der TC zugehört, keine E1n-
mütigkeit besteht Dem entspricht die Tatsache, da{fs die pädagogische
Substanz Familie, chule und (GGemeinde em Matfie zertfallen
O Jedoch „WEINN sich €e1' in der einmütigen Bejahung der rund-
wahrheiten des christlichen Glaubens und dem en, Aaus den Kräf-
ten des Wortes (ottes eben, inden, wird vielen Stellen 1n Fa-
milie un! chule dem Vertall gewe werden können.””75

In der Schule wirken Eltern, Staat undT ber „Dem
ehrer werden das Erziehungsrecht und der Erziehungsauftrag des
Staates übertragen. In der Bemühung die rziehung der er WEeTl-
den Eltern un ehrer erkennen, da{s der Staat eın Schulmonopol nıicht

/ Ernst Brinkmann /Hans Steinberg, DIie Verhandlungsniederschriften der (or:
dentlichen) Tagung der Westfälischen Landessynode VO thober 1950, Bıe-
lefeld 1973

1950, Z IDEN Refterat wurde TWas erweiıterter Form spater als Einzel-
druck veröffentlicht. Siehe Ernst Klefismann, Evangelische Erziehung 1m Auftrage
der Kirche, Gladbeck 1952
VLS 1950,
ALasO., 90f.
A.a.O., 91
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hat und en kann FEın weltanschaulich neutraler Staat kann ber den
Menschen, ber se1n Wesen und se1ne Bestimmung Gültiges nıcht d-

gCn, kann deshalb auch das Erziehungsziel nicht bestimmen. 76
Mıt diesem grundlegenden Vortrag die 1gemeıine C  e für

die Schulpolitik der westfälischen IC 1n den nächsten Jahren festge-
legt:

Einrichtung VO konfessionellen Schulen 1mM Bereich der Volksschul
als ec der Eltern, ber die Erziehung ihrer Kinder bestimmen,
Erteilung VO Religionsunterricht in en hulen als ordentliches
Lehrfach,
Erteilung der Unterrichtserlaubnis für den Religionsunterricht durch
die rche,
Ausübung des Aufsichtsrechtes ber den Religionsunterricht durch
dieC

er Vortrag VO rnst eismann wurde erganzt Urc Ausführungen
VO  aD} udwig Rese ber die Igemeine Lage der Schule ın Nordrhein-
Westfalen

In der nachfolgenden kurzen Aussprache meldete sich Dr (Otto Koch,
Ministerialdirektor 1mM Kultusministerium, der als (Gast der Landes-
synode teilnahm, Wort un! forderte die evangelischen Lehrer auf,
sich nicht 1n einem eigenen Verband isolieren, sondern auch 1mM A
gememen Deutschen ehrer- un Lehrerinnenverband ADLLV) muit-
zuarbeiten. Im übrigen OommMe 5 1ın en diesen Fragen darauf d die
richtigen ehrer gewinnen.”®

Als Ergebnis dieser ynode wurde eın Wort der Landessynode
Erziehungs- un Schulfragen verabschiedet. [)arın wurde zunächst e1N-
mal begrüßst, ass die Bekenntnisschule Nordrhein-Westfalen MUN-

mehr rechtlich abgesichert sSEe1l Es wurde darüber hinaus gefordert, „dafs
dem Evangelium auch 1im en der Gemeinschaftsschulen Kaum SO
ben WIrd 79 Dann hie{fs es uınmnter Punkt welıter:

„Sollen UNSETE chulen wirkliche evangelische chulen werden, dann mul dıe
Kırche sıch darum mühen, dafß eiInNe Lehrergeneration heranwächst, dıe ıhren
I hıenst 00  S Orte Gottes her versteht und dıe In der Gemeindelei UIm diesem
Z1el näherzukommen, ist folgendes notwendig:
A) IDıie Ausbildung den Pädagogischen Akademıiıen mujfs gestaltet werden,

dafß Vorlesungen und Ubungen In en Fächern den _Studierenden helfen, ıh-
ren künftigen pädagogischen IDienst als evangelische Erzieher Fun

76
PE

Aa 93f.
NR  S gab 1950 905 evangelische unı 1.556 katholische Bekenntnisschulen

SOWI1e 474 Gemeinschaftsschulen; Mitteilung VO  - Ludwig Kese auf der Landes-

78
ode 1950, a.a6t),, 108

VIS 1950, 1721
Kirchliches Amtsblatt EKVvVW VO 12.19560,
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b) UInsere (Gemeinden MUSSeEeN Junge Menschen, dıe geeiQnet Sind, Lehrer
werden, ermuntern und hnen helfen, diesen Beruf zu ergreıifen

C) Die (Gemeimden Ü  en Junglehrer nıcht der Vereinsamung überlassen.
Damit sprach die ynode den entscheidenden neuralgischen Punk: d
der spater Ya den Gemeinden erhebliche Schwierigkeiten verursachen
sollte Das Problem der enNnlenden ehrer, die das Konzept einer VO

vangelıumPSchule verwirklichen konnten und wollten [ )ar-
auf wird 1im Einzelnen noch einzugehen Se1IN.

Der Kampf die ekenn:  isschule

DIe VO Präses Koch berufene vorläufige SOWI1Ee auch die VO der ersten
Landessynode und November 1948 gewählte Kirchenleitung®®
(in jeweils anderer personeller Zusammensetzung) en sich vehement
aTifur eingesetzt, die evangelische ekenntnisschule wiederherzustellen.
el konnten S1E sich nicht WI1IeEe die katholische Cauf eın ONKOT-
dat berufen, denn der geltende Staatskirchenvertrag VO 193181 nthielt
eine Vereinbarungen ber die chule Darum ezog sich lediglich
auf das preußische Volksschulunterhaltungsgesetz VO 1906,82 das In der
eıt der nationalsozialistischen Herrschaft chlicht 1gnorıert, aber nIie-
mals aufgehoben worden war.® Darın WarT die evangelische und die
katholische ekenntnisschule als Regelschule festgeschrieben worden,
Was INa  - als Sieg ber die liberalen des ahrhunderts bezeich-
en kann, die besonders 1m Kulturkampf ach 1871 hervorgetreten

der preußischen andeskirche hatte sich erster Linıe die
westtälische Provinzialsynode Z.USaInıeln mıiıt dem Konsistorium und
dem Generalsuperintendenten Tanz Wiesmann*®* für den Erhalt der
ekenntnisschule un die Irennung VO TC und aus-

gesprochen un sich letztlich den liberalen Evangelischen ber-

Siehe ITNS Brinkmann/ Hans Steinberg, Die Verhandlungsniederschriften der
(ordentlichen) W der Westfälischen Landessynode VO November 19458,

81
Bielefeld 1972, (im Folgenden: VLS 1948
e  ag des Freistaates Preufsen mıiıt den Evangelischen Landeskirchen VO 1
Ma1ı 1931; Kirchliches Gesetz- un: Verordnungsblatt der Evangelischen Kirche der
altpreußfßischen Union 1931 119

82 Volksschulunterhaltungsgesetz VO 28./.1906, 111 Gesetz-Sammlung für die KÖ-
niglichen Preufsischen Staaten, Berlin 1906, 335-364, SS 33£. uch Allgemeine
Deutsche Lehrerzeitung (1906), 290f£.
Die Weimarer Republik hat bekanntlich kein umfassendes Reichsschulgesetz ZC-
schaffen, sondern lediglich einıge Einzelfragen geregelt. Sämtliche Versuche, das
Schulwesen LEU ordnen, sSind damals schon 1m Vorteld der parlamentarischen
Beratung gescheitert; Saal, a.a.Q., 600

Generalsuperintendent /-1siehe Bauks, Pfarrer Nr. 6945
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kirchenrat 1n erın und Kultusminister Falk®5 durchgesetzt, auch WE

die Kirche auf der FEbene der andkreise die Schulaufsich zunehmend
verlor.®

Miıt der orderung, die Bekenntnisschule wiederherzustellen, berief
sich die Kirchenleitung also lediglich auf den alten Zustand, der VOT 1933
bestanden hatte Dem kam auch die Militärregierung entgegen, die be-
reıts Begınn des ahres 1946 Elternabstimmungen ber die Schultform
der Volksschule zulie{13.87 aher konnte Superintendent ‚UC.  g der
Kirchenleitung berichten, ass die Militärregierung Bekenntnisschulen
zulassen werde, WE S1Ee VO den Erziehungsberechtigten gefordert
würden. ESs komme U: darauf arı, die Gemeinden mobilisieren, da-
muıt Elternversammlungen zustande kämen, 1n denen ber die orm
abgestimmt werde.®8 Demgemäfs richtete Pfarrer Nockemann, der 1m
Konsistorium für Schulfragen zuständig WAäal, eın Schreiben „die Her-
Tell Geistlichen 1n der EKv W dem die Pfarrer darauf hingewlesen
wurden, ass die Eltern sich unbedingt den Abstimmungen ber die
evangelische Bekenntnisschule beteiligen ussten. Er WIEeSs el auf die
Formulare hın, die VO der Militärregierung vorgeschrieben worden und
er auszufüllen selen. Im übrigen selen die Pfarrer aiur verantwort-
HCH. ass alle Eltern rechtzeitig unterrichtet würden. Sie selen aufzufor-
ern, sich geschlossen der Abstimmung eteiligen. All 1es solle
W Kanzelabkündigungen und Hausbesuche möglichst weılten Kre1l-
SIN bekanntgemacht werden. Und dann heißt

„Wir erwarte: (0/0)4) UNsSeren Pfarrern und UNseren Gemeinden, dafß S1E In nbe-
tracht der Wichtigkeit dıeser SUNZEN Angelegenheit sıch miıt allen räften für das
7Z1el einsetzen, uneder eiInNe evangelische Schule ZewInNNeN, In der der an
Unterricht eru auf der Bindung die Heılıige Schrift und dem Bekenntnis
EeSUS Chrıistus als dem Herrn über den SUNZEH Bereich des menschlıchen Le-
hens. ‘/90

uch das Katechetische Amt ete  1  e sich der Kampagne. Pfarrer IIr
eismann richtete eın chreıben die Gemeinden und wWwI1es och e1in-
mal auf die Abstimmungen der Elternschaft hın; bat ringend, die
Fristen cht ersaumen Alle Gemeindekreise ollten aktıviert WEel-

535 Adalbert Falk, preufischer Kultusminister 1n der Hauptperiode des Kulturkampfes
(1872-1879).

S6 Siehe Klaus Breuer, Die Westfälische Provinzialkirche 1m Zeitalter VO  - Liberalis-
INUS unı Kulturkam 1561 bis 1879 (Beiträge ZUT Westfälischen Kirchengeschichte

K /
5 / Bielefeld 1984, dort VOI allem
Erziehungsanordnung Nr der Militärregierung VO 4.1.1946, Kirchliches
Amtsblatt der EKVW 1946, Nr. Z 22.2.1946; siehe uch LKA EKVvVW neu
3356
Vgl Protokoll über die Sıtzung der Kirchenleitung VO: 171 EKVW

(neu) 3490
89 Unterstrichen.
YÜ Rundschreiben VO 8.2.1946, EKVW neu 3256

3721



den, damit eine posıtıve Entscheidung für die ekenntnisschule zustande
komme. Dann schrieb

„Den Gerüchten, dıe besagen, dafs die Evangelische Kırche dıese Abstimmung
gzewollt habe, ıst entgegenzutreten. Die Evangelische Kırche hat diese Abstim-
MUNS weder gewünscht, noch erstrebt, hesonders nıcht ZU  S jetzıgen Zeıtpunkt.
Die UTrC gesetzliche NOTANUNG nıemals aufgehobene Bekenntnisschule oder
Konfessionsschule wurde In den VEISANSENEN Jahren ZUT Deutschen (Gemein-
schaftsschule umgewandelt. Wenn jetzt dıie Möglichkeit besteht, eiInNe CAuhYOorm

bekommen, In der das Evangelıum Grundlage der Erziehungs- und ildungs-
arbeıt werden kann, dann wollen UMTt miıt en Kräften Für eINe solche CHAULJOrM
eintreten. Iie Kırche hat oft ZESAQT, dajfs S1E nıcht daran denkt, dıe Geistliche
Schulaufsicht In irgend einer OTrM wieder aufleben lassen; ıhr Auftrag Jer-

pflichte SI aber, dafür SOFTSECN, dafßs dıe Segenskräfte auch In der Schule WIrk-
SM  S werden”.91

Das Katechetische Amt WarTr offensichtlich mıt vielen anderen der MeI1-
nNung, da{fs eiINe Abstimmung ber die Schulform überflüssig sel, weil die
Bekenntnisschule als Regelschule niemals aufgehoben, sondern Opfer
der nationalsozialistischen Willkür geworden Se1 Offensichtlich meılnte
I1a mıiıt dieser emerkung, einen aufziehenden Schulkampf verhindern

können, weil ja nichts Neues eingeführt werden sollte
Das aber War eın Irrtum Im SANZEN Land kam eSs erheDblıchen

Auseinandersetzungen zwischen egnern un Befürwortern der Be-
kenntnisschule Die parteipolitische Polarisation trat überall zutage. Auf
der Seite der Gegner en WIFT FDP, un SPD gemeinsam mıiıt dem
Allgemeinen Deutschen ehrer- un Lehrerinnenverband,°® auf der
deren Seite standen C DU und die Zentrumsparteı SOWI1E 1: rchen.
DE sich die Abstimmungen auf die lokale ene bezogen, kam
erneblıchen Auseinandersetzungen den Kommunen. Es anden regel-
rechte Wahlkämpfe zwischen den einzelnen agern sSta 1n denen
Plakate un Flugblätter eiIne nicht geringe Rolle spielten. Als Beispiel G1
die Wetter genannt, der amp besonders e  o Warl und die
beiden Kirchengemeinden (reformiert und Jutherisch) sich einem
gemeinsamen Flugblatt entschlossen eın Beispiel für viele.

„An alle evangelischen Eltern!
Ihr SO In UrZe en zwıischen der Gemeinschaftsschule
und der evangelischen Bekenntnisschule.

91 Rundschreiben VO: 22.3.1946, EKvW neu 3256
92 Der Allgemeine Deutsche enrer- un Lehrerinnenverband wurde 1947 ın ] Jet-

mold gegründet. Er konnte siıch auf mehrere Vorgängereinrichtungen stutzen, die
allerdings alle unter der nationalsozialistischen Herrschaft gyleichgeschaltet worden

bzw sich auflösen ussten. Bereits 1948 INg der Allgemeine Deutsche
Lehrer- und Lehrerinnenverband in der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW auf.

372



Was UNS dıe Gemeinschaftsschule In den etzten Jahren
gebracı
Fınen eist der Verweltlichung.
Entchristlichung der KQZUanzZzEN rziehungZ und Schule.
/uerst Zr0fßes Versprechen bezüglıch des Religionsunterrichtes.
Dann radıkKale SC  NZ des Religionsunterrichtes, der chrıst-
ICı und frommen 1e.
Als olge.
Entsittlichung der Jugend, Unbotmäfßigkeit Eltern und
Erzieher, Gottlosigkeit auf der KUNZEN I ınıe.
In der Gemeinschaftsschule steht neben dem christlich eingestellten
Lehrer der glaubenslose oder KQUr christusfeindliche rTer.
Am Ende regıert die politische Weltanschauung dıe Schule.
Was unl dıe Evangelısc Bekenntnisschule?
IIen Geist des AauDbens und des Gebetes In en Schulfächern.
IDie chrıstlıche Erziehungz des Jungen Menschen. Und damıiıt DOr

allem die alte Gemeimsamkeıt ÜoN Elternhaus, Schule und Kırche.
Nun MUSSECN Wr UNS auch dafür einsetzen und Wenn PS5

gefordert unrd Stimmzettel abgeben für
UNSEeTE alte 1€e: Evangelische Volksschul:
ure heiden evangelischen Kirchengemeinden. 923

Dieses ug  a wurde auch die Kirchenleitung geschic und dort
ausdrücklich begrüfst.?* Lhiese befasste sich ihrer Sitzung
Maı erneut miıt der Schulfrage, wobei S1e feststellte, ass den ländli-
chen Gebieten die Kampagne für die Bekenntnisschule erfolgreich Vel-

laufen se1,?° nicht hingegen iın den ogrößeren Städten, die Mehrheit für
die Bekenntnisschule vielfach nicht zustande gekommen se1.?°

Allerdings xab es auch Rückschläge. De Tageszeıtung „Die a“
berichtete,?/ ass sich der württembergische Landesbischof Theophil
93 EKVW 0.0 neu) 3356
J4 Schreiben VO:  - DPfr. Nockemann VO 5.3.1946, eb
Yb 50 Oonnte Z Beispiel Superintendent Walter Rıtz (Bauks, Pfarrer Nr

Kirchenkreis Iserlohn, berichten (Schreiben VO/dass sich 1ın der autfser-
gewöhnlich stark durch die Erweckung gepragten Kirchengemeinde Deilinghofen
Eltern VO:  a 242 Kindern für die Bekenntnisschule und LLUT wel für die Geme1l1n-
schaftsschule ntschieden hätten. 23 en nicht der Abstimmung teilgenom-
INCIL, EKVW neu 3257 In Altena stimmten D ern für die Bekennt-
nisschule un! 1785 für 1ine Gemeinschaftsschule bel Enthaltungen. uch uper-
intendent TNS Achenbach (Bauks, Pfarrer Nr 26), Kirchenkreis >Slegen, berichtet,
dass 1m Siegerland ausschliefslich evangelische Bekenntnisschulen entstanden
selen; Schreiben VO 8.7.1948 das Kultusminısterium; EKVvVW neu)
3257 In Hohenlimburg hatten 739 ern (49%) für 1ne Bekenntnisschule SC-
stimmt, die ber VO  a der Stadt dennoch nicht eingerichtet wurde. Dagegen richtete
die Kirchengemeinde 1Nne Beschwerde die KRegierung In Arnsberg; EKVvVW

neu 3370
Y6 KL-Protokall VO 10./ 1.5.1946, EKVW neu) 3490
Y/ Nr VO] 20.3.194 /
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Wurm?®® für die christliche Gemeinschaftsschule ausgesprochen habe,
W as 11150 gravierender WäAaäl, weil er als Vorsitzender des Rates der
Evangelischen TC Deutschland sprach, die 1mM ugus 1945
Ireysa gegründet worden Wa  x DIie westfälische Kirchenleitung forderte
darautfhin Wurm einer tellungnahme auf.?

Za eliner charfen Auseinandersetzung kam Altenbögge, ber
die Pfarrer Müsse100 der Kirchenleitung berichtete.101 ort se1 be-
reıts ach jegsende eiINe evangelische ekenntnisschule als volle
hautes System entstanden, jedoch habe sich Gemeinderat, 1ın dem VON

Mitgliedern LEeUNMN Dissidenten selen, eiINe Mehrheit eine Gemein-
schaftsschule ergeben. Für diese SE1 dann erhebliche ropaganda der
Gemeinde gemacht worden, die notwendige Zahl der Eltern e
wıinnen. der tolgenden Abstimmung hätten 230 Eltern für die CVaNgE-
lische und 35() für die Gemeinschaftsschule gestimmt, die dann
auch errichtet worden sSe1 Der evangelischen selen darauthin
schlechte, untragbare chulräume zugewlesen worden. uch habe S1e
ihre Rektoratsstelle verloren. ufgrun dieser deutlich schlechteren Be-
ingungen hätten die Eltern ihre Kinder nicht mehr 1ın diese sC
schickt, ass S1e schlieflich eingegangen Se1 ber eiINe echte (Gemein-
schaftsschule Se1 dadurch cht entstanden, weil die katholischen Eltern
diese chule mieden.102
Pfarrer Müsse erganzte diesen Bericht mıiıt folgenden emerkungen:

8 SP1 ausdrücklich TAU hingewiesen, dafßs sıch IN UNSECTET Elternsc dıe
sehr zwiespältige und nklare Haltung ÜUÜNSECTEer Evangelıschen Gesamtkırche ZUTr

Schulfrage denkbar abträglich ausgewirkt hat In den agzen des hıer ausgZetrage-
Schulkampfes 7€i Proflessor| Hammelsbeck auf dem Lehrerkongrejs IM he-

nachbarten UInna SPINE zrofße Rede IM Namen der Evangelisc: Kırche und
als Beauftragter UNSECTET Kirche in Schulangelegenheiten 103 für (!) die (Geme1ln-
schaftsschule. I hese Ausführungen wurden 00 der S PI)-Presse mıt ONNE und
ESCNIAC! In dem Sınne verwertert, dafß der Kampf In UNSETEIM (Irt 2in Pri-
vatverqnUugZzen des „Ortsgeistlichen” wääre, der „seinen Schulkampf haben unll.“
| Die Darlegungen UÜonN Proflessor] Hammelsbeck aben hıer auf der einen
Seıte kompromittiert und zudem IN dem Kreı1s der Getreuen mel ernsten Zweifel
üüber den Wegx UÜNSCTET kırchlichen Leitung gesaet.

Y Ratsvorsitzender der EKD . T}
99 Schreiben VO 24.3.194 7
100 Bauks, Pfarrer Nr 4351

102
Schreiben VO 2731951 EKVW neu 3382

103
7Zusätzlicher Bericht VO  5 Pfarrer Müsse VO 5.4.1951, eb
Hammelsbeck War Vorsitzender der Erziehungskammer der EKD:; Protokoll der

104
Sitzung des ates der EKD VO:! 22.3.1949 ın Wiesbaden, 1712

EKVW 0.0 neu 23382
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Superintendent Frıitz Viering,® rchenkreis Hamm, fügte hinzu, ass
die Elternscha Altenbögge den etzten Jahren dreimal jeweils ent-
gegengesetzt abgestimmt habe.106

[Dass ler eine Schwäche des Protestantismus eutlic wird, dem
selten gelingt, mıiıt einer Zunge sprechen, braucht aum gesagt
werden. anche sehen darın einen Vorteil und meınen, ass da-
uUrcC. die Freiheit des einzelnen Christen manıifesHhert werde. Wer das
beurteilt, 1LLUS$S5 dann allerdings 1n auf nehmen, ass kirchliche Stel-
lungnahmen 1m öffentlichen Kaum wirkungslos Sind.

Um diese Debatte einzugreifen und den Gemeindegliedern eINe
Urientierung geben, veröffentlichte die Schulkammer der Evangeli-
schen C VO  a} Westfalen eiINe Denkschrift die welıte Verbreitung
erlangte. ach grundlegenden theologischen Aus  ungen ber das
ema Gesetz und vangel1um der rziehung und Z Bedeutung der
Verkündigung der ule ommt die enkschrift 1mM Abschnitt 111 auf
die chulreform sprechen, konkretes ema Dazu heifßt

DE erste Atz In UNSETEN chulen gebührt der Verkündigung des göttlichen
Wortes, Unter dessen Gericht und Verheißung mıt dem gesamten menschlichen
Seıin und ırken auch das pädazogzische Handeln steht Gehorsam ıhrem Auf-
LYAR, gg Christı Statt”“ und also IM IDienst SPINES eigenen Wortes und erkes

dıie Botschaft der freien Gnade (Gottes auszurichten es Volk Theollo-
oische] Erklärung 00n Barmen) hat dıe Kırche dafür orgze Lragen, dafßs das
Wort (Gottes In en chulen verkündigt wıird.
Der chrıstlıche TYakKter der chulen ıst also In der Weıise erstreben, dafß In
hnen alle Erzıiehung und Bildung geschehen kann und darf ıIm Oren auf das
ordernde und schenkende, strafende und segnende, richtende und erlösende
Wort des Dreieinigen (sottes. Die Schulen MUSSeN dıe gesetzlich gesicherte Ye1-
heıit haben, sıch echten Bekenntnisschulen entunckeln .108
Als Evangelıische2 erwarten UNTtT 00  S Staat, daß den echten Erziehungs-
anspruch der UFC Gottes Wort verpflichteten chrıstlıchen Eltern und (seme1n-
degheder praktisc. anerkennt, indem dıesen das eC! und dıe Möglichkeit
Q1bt, auf die schulısche rzıiehung entscheidend einzuwıirken

UNC| Bestimmungz des weltanschaulıchen Charakters der chulen,
UNC unmittelbaren Einflufß In den Organen der Schulselbstverwaltung:
'ahl der Schulleiter und dergleichen.

Es mufßs €es unterbleiben, WASs dıe Verantwortung und die Inıtiative der ern
einschränkt.

05 Bauks, Pfarrer Nr 6520
106 Schreiben VO 2141951 EKVW neu Z2)
107 Denkschrift ZUT Schulreform, hg VO der Schulkammer der Evangelischen Kirche

1n Westfalen, Bielefeld 1949
108 Aa
109 A.a.Q.,
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Hr diese 1C der Problematik wird sehr deutlich, auf welcher theo-
logischen rundlage S1e erwachsen ist Es ist die Theologische Erklärung
der Bekenntnissynode VO Barmen110 aus dem Jahr 1934, 1n der el
„ War verwerfen die alsche Lehre, als gebe es Bereiche unNnseTrTes Lebens,
denen WITr nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren eigen waren,

Wenn S55 sogenannte autonome Bereiche nicht o1bt, die cht
un der Herrschaft Christi stehen, dann das auch für die Schule
Und da die TC „a hris Statt“ gesetzt ist, das Evangelium je-
dermann verkündigen, iıst Einfluss auf die chule sichern, den
S1€e gewissermaßisen für ihre Gemeindeglieder, die Eltern, wahrnimmt.

Der Entwurf des Textes der Denkschrift der Schulkammer stammt
Ööchstwahrscheinlich aus der er VO Ernst Klefsmann €e1 ist
schon verwunderlich, ass eın betont lutherischer Theologe das Verhält-
N1ıS VO Staat un! Kirche, das Ja 1MmM Bereich der geradezu ECXe1-

plarisc Z Iragen kommt, dieser Stelle ohne die Lehre VO den
zwel kegıimenten Gottes definiert Hingegen wird die zweıte Barmer
ese TrTe auf die konkreten politischen ToOoDleme bezogen, die sich
aus der Diskussion die künftige Schulverfassung ın Nordrhein-Wesgst-
alen ergeben, obwohl S1€e doch für einen ANZ anderen Zusammenhang
formulhlhiert Wa  — Man kann sich aum vorstellen, ass differenziert
denkende Theologen WI1e Ernst Klef$smann der der Kirchenleitung
arl UC.  g un Hermann Kunst das nıicht bemerkt en ollten. Im-
merhin hat sich diese Posıtion auf die Dauer nicht durchsetzen können.
ber das beurteilen, geht ber den Zeıitraum hinaus, der hier be-
trachtet wird

/7u diesem Fragenkomplex hat Professor skar Hammels-
beck, der dem sich die Schüler Karl arths grupplerenden Linkspro-
testantısmus angehörte, eiINe Denkschrift veröffentlicht, der aus-
TLC für die Gemeinschaftsschule eintritt.112 Das Bekenntnisschul-
system SE1 eın Ausdruck des Staatskirchentums, VO dem sich die rC
ansonsten lösen WO. Darum E1 die christliche Gemeinschaftsschule
aus kulturpolitischen Gründen ordern Hammelsbec chreibt

[Es] kann (0/0)4) der reformatorischen Verantwortung nıcht gebillı werden, NUT
eiIner evangelischen Bekenntnıisschule den chrıistlichen Charakter vorzubehalten,

der jetzt vertretienen Gemeinschaftsschule das Evangelium vorzuenthalten.
IDıie Chrıistlichkeit dieser Schule (chriıstlıche Gemeinschaftsschule) hält sıch dıe
für das Gesamtvolk als zUlt1g erkannte Überlieferung der Kulturwerte des
bendlandes, SPINeEr Sıttlichkeit, SEINEF ] ebensweısheit In UNSs und iıchtung
und der Prägungz SEINeEr Frömmigkeıt.

110 20371 Maı 1934
111 These B Abs
112 Denkschrift VO 5.6.1950, EKVW 0.0 neu 3281
113 Aa
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[ hese Schrift wurde VO der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
welt verbreitet und als Agitation der Kampagne die Bekenntnis-
schule benutzt, WI1e S1€e 1mM Regierungsentwurf der künftigen Verfassung
des Landes Nordrhein-Westfalen vorgesehen War, denn LLU. erreichte
der amp Elternrecht un! Bekenntnisschule selıinen Höhepunkt.
chrieb die Gewerkschaft einem Begleitbrief Z.ULXI Denkschrift Ham-
melsDeC

„1945 hat dıe Evangelische 1rC. TAU; verzichtet, In ÄUSNutzZung der politi-
schen Gegebenheıt dıe Wiedereinführung der evangelıschen Bekenntnisschule
fordern.

I hies entsprach L11U. ZEeWISS cht der historischen ahrheit, WI1e alle
Dokumente belegen. uiserdem wurde zunehmend der Versuch g..
macht, den Begriff „Christliche ekenntnisschule” einzuführen, WI1e
auch Hammelsbeck STEeTis gebrauchte un:! WI1e Z eispie 1n en
üblich WAäar. on einem sehr en Zeitpunkt wurde 1es VO LLa1Ill-

haften Vertretern der evangelischen PE klargestellt. Als inden
1946 eine Gemeinschaftsschule errichtet wurde un die Frelie Presse 1n
einem Kommentar schrieb, 115 ass die Offentlichkeit dieser rage
Uurec die Pfarrer irregeführt werde, erwiderte Superintendent Lücking

einem ug  a
„[Aber| heı der rage ‚Bekenntnisschule oder Gemeinschaftsschule‘ geht P’S nıcht

katholısch oder evangeliısch, sondern chrıstliıch oder nicht-christlich, Be-
kenntnıs oder Nıcht-Bekenntnis.

In Nordrhein-Westfalen gebe keine „christliche emeinschaftsschule  L
sondern lediglich eiıne „Gemeinschaftsschule” W1e unter der Herrschaft
der Nationalsozialisten, der ehrer jeder Art un:! Gesinnung ANSC-
stellt werden konnten.116

Im en dieser Auseinandersetzung stellt sich die rage, ob
dieser Angelegenheit keine OnNntakte mıt der römisch-katholischen Kır-
che gegeben hat. ach der tenlage mMUussen diese als spärlic bezeich-
net werden. mmerhin ab es Dezember 1949 eiINe Besprechun 1m
Landeskirchenamt Düsseldorf, der Domkapitular Prälat Böhler,117
Domkapitular Prälat Cleven,118 Ordinariatsrat es  (8) Oberkir-
chenrat Oue un Regierungsdirektor Lauffs1!?9 teilnahmen. Im Mıt-
telpunkt der Verhandlungen stand die rage, WI1e das Problem der reli-
21öÖsen Minderheiten Bekenntnisschulen lösen E1 Man sich
ein1g darüber, ass auch kleine Schulen zugelassen werden sollten, ass

114
115

Schreiben VO 5.6.1950, EKUVW (neu 3281
Freie Presse 31.8.1946

116 Schreiben VO  m Superintendent arl Lücking VO /.9.1946, EKVW neu)
3390

117 Beauftragter der katholischen LDIözesen bei der Landesreglerung.
118 Später Weihbischof Ööln.
119 Vorsitzender der Schulkammer der Evangelischen Kirche 1mMm Rheinland.
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beli orößeren Minderheiten ein ehrer der Konfession angestellt werden
solle, der die Minderheit der Schüler angehöre, und ass eiInNne Minderheit

einer Schule deren konftessionellen Charakter cht infrage stelle.120
Am 25 Januar 195) fand dann eiInNne weltere Besprechun mıt Vertre-

tern der katholischen TC 1M andes  chenamt Düsseldorf
Daran nahmen Präses Held, Oberkirchenrat Boue, Landeskirchenrat
Ebersbach, Regierungsdirektor Lauffs, Landeskirchenrat ocke-
1L11a171ılı und Ephorus lic Thimme seltens der evangelischen G B SOWIe
Domkapitular Prälat OÖhler, Domkapitular Cleven, Ordinariatsrat
Dr es und Prof. Schauff selitens der katholischen Kirche teil Im
Mittelpunkt der Beratungen standen die Schulartikel des Verfassungs-
entwurfes, denen 1M Kern zugestimmt wurde. ESs wurde vorgeschlagen,
ein1ge sprachliche Korrekturen vorzunehmen, ZU. Beispiel nicht VON
„Bekenntnisschulen“ sprechen, sondern VO „katholischen un EVanl-

gelischen SC  en
Inzwischen ach langen politischen Auseinandersetzungen eın

Verfassungsentwur 1mM Landtag eingebracht un eın Volksentschei:
darüber festgesetzt worden. Die westfälische Kirchenleitung sah sich
daraufhin veranlasst, In elıner Kanzelabkündigung dazu Stelung
nehmen und den Gemeindegliedern empfehlen, dem Verfassungs-
entwurf der Volksabstimmung zuzustiımmen, die Tag der zweıten
Landtagswahl 15 195() durchgeführt werden sollte Zuvor hatte
der Landtag eliner Kampfabstimmung die Landesverfassung beschlos-
SCN, In der VOT em die Schular  el mıiıt dem Festschreiben des Eltern-
rechtes und der ekenntnisschule umstrıtten waren.122 Die Landesverfas-
SUNS wurde der Volksabstimmung mıt oroier Mehrheit ANSCHOIL-
men. 123
DIie Kanzelabkündigung hatte folgenden Wortlaut:

„Am SoNNtaZ, dem 8} Juni und 5SoNNtaQ, dem Juni[,] ıst In en(
tesdiensten folgende Kanzelabkündigung der Kirchenleitung verlesen:
Die UNg der Evangelıschen Kırche 0On esitfaten Q1bt bekannt Zum SONnNn-
Laz, dem Junıt, hat dıe Kezierung eInem Volksentschei über dıe NeuUue

120 Bericht VO  5 Lauffs, EKVW 0.0 neu 328)
127 Protokall VO  a Landeskirchenrat Ebersbach, EKVW .0 neu) 3380
122 Schon der 1947 gewählte erste nordrhein-westfälische Landtag hatte sich mıiıt der

Verfassungsfrage befasst, diese ber zurückgestellt, weil I1a  } zunächst die Verab-
schiedung des Grundgesetzes abwarten wollte, nicht möglicherweise mıit der
Bundesverfassung 1n Widerspruch geraten. Am un: Junı konnte dann I6
doch die LTIEUE Verfassung 1m Landtag miıt 110 Stimmen der Regierungsparteien
(CDU und entrum Stimmen der Upposition (SPD) KPD un! FDP) VelI-
abschiede werden. In der folgenden Volksabstimmung entschieden sich 627 054
Bürger für und 24() 6/4 Stimmen die Verfassung mıit den umstrittenen
Schulartikeln. Jahre Landtag Nordrhein-Westfalen, Schriften des Landtages
Nordrhein-Westfalen, IL,

123 Gesetz- und Verordnungsblatt NR  = 1950,
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Verfassung UNSeEeTres es aufgzerufen. 1Ne Verfassung ıst 00N weıitreichender
Bedeutung für das zZesamte ben des Volkes In der vorgelegten Verfassung, dıe
00 der Mehrheıit des Landtages ANSENOMMEN ist, sınd dıe Bestimmungen über
Kırche und Schule, insbesondere über dıe reliQ1öse Erziehung der iınder, KE
staltet, dafs dıe Evangelısche Kırche hnen zustimmen kann. arum raten Unr
UNseren Gemeindegliedern, IM Volksentscheid mıt ‚Ja für dıe Verfassung
stimmen.

In den weltaus me1lsten Gemeinden allerdings nicht 1ın en wurde
diese ündigung den beiden Sonntagen VO  a den Kanzeln verlesen.
In ein1gen (Gemeinden gab Vorbehalte die Verfassung und (a
muiıt auch diese anzelabkündigung. S0 chrieb Rudolf Bäumer,
Pfarrer benbüren, die Kirchenleitung 1m Namen des resbyte-
r1UuMmMSsS

„Das Presbyterium bedauert auf TUn der Diasporaerfahrung, dafß e1in USam-
mengehen mıt den katholischen Aahlermassen anscheinend für entscheidender
gehalten wırd als eINeE Rücksichtnahme auf weıte Kreıise evangelischer ähler,
die ıhres Geunssens willen den WeQZ der sogenannten gesamtchristlichen Par-
21 nıcht mitgehen können.

aturiac WAarTlell die Gegner der Schulartikel entruste ammelsbeck
schrieb der Zeitschrift „Die Stimme der Gemeinde”:

„Leider ben dıe Kirchenleitungen ImM eINLAN und In estfaten In dieser 0Jer-

fahrenen Sıtuation keinen gzuten Ihıienst geleistet. S1ıe aben kurzfristig hre Pfar-
rer anzewlesen, eINe Kanzelabkündigung zuzunsten der Verfassung, also en Ja
IM Volksentscheid, verlesen|,| und €e1 ausdrücklic. auf dıe Regelung der
Schulangelegenheit hingewlesen. ‚1126

124 Der ext ist der Handakte Wilm und elnNner epd-Meldung (Landesdienst Nr. 271 VO

entnommen; EKVW .1 Nr Einen eigentlichen Beschluss der
Kirchenleitung 1bt nicht. Darum findet sich der ext uch nicht 1 Protokall
einer Kirchenleitungssitzung. Er ist uch nicht 1 Amtitsblatt veröffentlicht worden.
Für dieses Verfahren wurden Zeitgründe genannt, die Wilm 1n einem Schreiben
die Mitglieder der Kirchenleitung erläuterte „Ich bitte Nachsicht, da{s 1ın
dieser Abkündigung heißt: ‚Die Leitung der EKvW“, ohne da{s S1e vorher gefragt
worden sSind. S1e wI1ssen, da{fs die rage des Volksentscheides AT Landesvertfas-
SUMNs TSt 1n etzter Stunde herauskam. Wır selber konnten infolge Verhinderung
verschiedener Mitglieder des Landeskirchenamtes TSt am Freitag, dem 9.6.[,| dazu
Stellung nehmen. Das muißfste dann sehr schnell zwischen Ferngesprächen, die
deswegen mıit Präses Held geführt wurden geschehen, da{fs nicht möglich
WAar, S1e vorher fragen. Andererseıts meılnten WITF, da{s diese acC nicht VO

Landeskirchenamt herausgehen onnte, uch nicht VOoO Präases allein, sondern da{fs
WIFr 1n diesem besonderen Fall stellvertretend für die handeln mulßsten”; LKA
EKvW 01 Nr Die Kirchenleitung hat dieses Verfahren in der nächsten Sitzung
nicht LLIUT nıiıcht beanstandet, sondern ausdrücklich gebilligt; Kirchenleitungsproto-
koll VO 21.722.61950; LKA EKVW neu 34933

125 Schreiben VO 4.6.1950, EKVW 0.I Nr
126 Die Stimme der Gemeinde Nr f Jahrgang, Juli 1950, 1
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Bundestagsabgeordnete WI1Ie Jahn SCHhICKten Telegramme Präses
Ernst Wilm mıiıt folgendem ext „Parteinahme für die Verfassung Ord-
rnein-  estfalen verletzt evangelisches Bekenntnis. 127 DIie sSOozialdemo-
kratische Parte1 des Kreises Wiıttgenstein chrieb die e1ssynode:
„Wır erblicken arın 1in der Kanzelabkündigung] eINe unzulässige Ein-
mischung 1ın den Wahlkampf und den Versuch, die Demokratie wieder

unterhöhlen wWI1e den ahren VOT 930).128
Die gesamte Debatte Nordrhein-Westfalen hatte insofern auch eiINe

bundesweite Bedeutung, als 1mM Parlamentarischen Kat Ure. die AB
geordneten Professor Dr Süsterhenn!?? und Johannes Brockmann!39
eantragt wurde, das Elternrecht als Bestimmung der „rel1g1ös-sittlichen
und sonstigen rziehung ihrer Kinder als unverzichtbares Naturrecht”“
und damıiıt auch die Wahl der Schultorm 1 rundgesetz verfassungs-
rec abzusichern. Damit konnten S1€e sich erdings cht urch-
setzen. Daraus erga sich dann naturgemäfs die rage, ob e1INeEe Landes-
verfassung ber diesen en inausgehen urife der nicht Dies
führte gesamten Bundesgebiet elıner lebhaften politischen Ausein-
andersetzung.'$! Die TD)D-Fraktion des Bundestages gab olgende D
IUuNngs ab

IM Immer größerem Umfangz bricht dıe Unzufriedenheit und Mifsbilligung WEel-
ter Kreıse der evangelischen Bevölkerung über das Eingreifen 00N Dienststellen
der Evangelischen Kırche In den Wahlkampf durch. Es ist für dıese Kreıse einfach
nıcht verständlich, dafßs sıch dıe Evangelische Kırche mı1t der Empfehlung, für dıe
Verfassung 0DON Nordrhein-Westfalen stımmen, In das schulpolitische
Schlepptau tholisch-klerikaler Absıchten auf Herrschaft über dıe Schule ZU

chaden ıner bestmöglıchen Ausbildung der Kınder nehmen [äfßst. 132
Man könnte och eINe el VO hnlichen Außerungen aus dem politi-
schen Kaum anführen Es muss el allerdings immer bedacht werden,
ass es sichel ach den Gepflogenheiten des politischen Lebens auch

Pflichtübungen handeln kann, deren Stellenwert nicht sehr hoch ist.
Darum War für die Kirchenleitung un! VOT allem für Präses Wilm das
Echo aus dem iırchlichen Raum jel wichtiger. schrieb ar Ham:-

1285
UF Schreiben VO'] 4.6.1950, EKVW 0.1 Nr

Schreiben VO ”2 .6.1950 Superintendent Kressel, das dieser allerdings A4aUusSs-

drücklich nicht die Synode weitergeleitet hat; ebı  Q,
129 Professor Dr Süsterhenn (1905—-1974) WarTr Jurist und mehrfacher inıster 1n

Rheinland-Pfalz, SOWI1eEe au{fserordentlicher Professor der Verwaltungshochschule
130

1n opeyer.
Johannes Brockmann (1888—-1975) stammte aus Paderborn und WarTr zeitwelse
Vorsitzender der entrumsparte1 In SOWI1e Vorsitzender des Windthorstbun-
des

131 7ı den Verhandlungen 1m Parlamentarischen Kat eter Häberle Hg.) Entste-
hungsgeschichte der Artikel des Grundgesetzes, Neuausgabe des Jahrbuches des
öffentlichen Rechtes der Gegenwart, 1! Aufl., Tübingen 2010, uch
aunz-Dürig, Kommentar Z.U) Grundgesetz, München Z20412, Art 7/ d.-Nr.

132 /Zıitilert nach epd-Zentralausgabe Nr 135 VO! 6.6.1950
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melsbeck die Kirchenleitungen der rheinischen und westfälischen Kır-
che

AICH mujfs meınem tiefen Schmerz vermuten, dafß Fuch heı der Abfassung
dieser Erklärungen meın Name SUTr nıcht eingefallen ıst Dann habe ıch zwohl In
all den Jahren nıcht PCULTLIC geredet, dann habt Ihr mMI1r IM Grunde
nıcht abgespürt und abgenommen, (DdS MLr der Barmherzigkeit Christı
willen erzen Iag ım 1C| auf die UATME, geschundene, In hrer eele
mifßbrauchte Lehrerschaft, den | Azarus 00OT UNSerer Türe! 33

Hammelsbeck chreibt weıter, erwage, alle kirchlichen Amter nieder-
zulegen, W as ß dann Ende aber doch cht tat.

rnst Wiıilm Sa sich jedoch genötigt, 1n einem längeren Brief sSe1INe
a  e dieser rage erläutern. Der Brief ist 1n erster inıe gerichte

IDr (Jtto Koch, Ministerialdirektor 1mM Kultusministerium, aber auch
andere geschic worden.!* Auf sieben Seliten hat rnst Wilm den

Empfängern des elıbens seine a  g VABER Bekenntnisschule erläu-
tert.

Denn dıese Verfassung enthielt ıIn ıhren kulturpolitischen rYiıkeln dıe Be-
stimmungen, für dıe sıch UNsere Kırche se1it 1945 eingesetzt hatte. Warum soll-
ten Wr NUN, da gZilt, sıch für oder under diese Verfassung entscheiden,

Gemeinden nıcht dürfen: ‚Ihr könnt euch für diese Verfassung ent-
scheiden!‘ aren UMr nıcht gefordert, das sagen? Atten wır nıcht alle
bisherigen emühungen verleugznet, WwWenn UMTr einfach geschwiegen hätten ? 7135

133 Schreiben VO 9.6.1950 TNS Wiılm, EKVW DA Nr Das Schreiben
111USS auflserster Erregung verfasst worden se1n, worauf die vielen Tippfehler
hinweisen, die 1mM lext ıben korriglert Sind. Wiıilm hat den Brief nicht beantwortet,

134
sondern In klarer Schrift darauf geschrieben:Z
tto och hatte ıne ruppe VO  z Sozialdemokraten, Abgeordnete un: Beamte, die
der evangelischen Kirche nahestanden, sich gesammelt, mıiıt Vertretern der
Kirchenleitungen NR  S beiderseits berührende Fragen diskutieren. Man
Nnannte diese Zusammenküntfte, die regelmäßig be1l och stattfanden, „Mittwochs-
kreis.“ Von den Kirchenleitungen nahmen daran TNS Wilm und IIr Joachim
Beckmann (Bauks, Pfarrer Nr 354) teil, letzterer damals Oberkirchenrat 1n Düssel-
dorf, spater Präses der Evangelischen Kirche 1 Rheinland. Was 1mM Finzelnen
besprochen wurde, ist heute kaum noch ermitteln, da keine Protokolle angefer-
tigt wurden. och hatte ZU eingeladen, das TIThema „Gemeıin-
schaftsschule auf christlicher Grundlage” anhand eıner Stellungnahme des Bun-
destagsabgeordneten Arno Henni1ig aus Hannover besprechen. Wılm sagt
11.1949 aus Termingründen ab, fügt ber hinzu, dass es sich doch wohl eiıne
interne Angelegenheit der evangelischen Mitglieder der SPD handele un 1119  -

deswegen besser hne ihn tage. Darauf antwortete och Z 1 1028 „Das Wert-
volle 1NSeTeT Besprechungen sehe ich gerade darın, da{fs möglich ist, 1n dem AauUus

Kirchenvertretern und evanglelischen] Sozialisten zusammengesetzten Kreıl1s ın
rückhaltloser Oftenheit sprechen. Ich xylaube geradezu, da{fs NseTeEe /usammen-
3 VE LUr den halben Wert hätte, Wen1ll lediglich die Mitglieder der SPD
beisammen waren, vielmehr ıst uUunNıs die Mithilte der Theologen und speziell der
Leıiter der Kirchenverwaltung unentbehrlich” (LkA EKVW ().1 Nr 51) Wilm hat
dann ber doch nicht der Sitzung teilgenommen.

133 Schreiben VO!] 0.7.1950, 4; EKVW G3 Nr
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Aus diesem T1e wird deutlich, ass für Ernst Wilm das kirchliche Inter-
ESSEC oberste Priorität hatte, auch dann, WE damit politischen TeUN-
den, denen er sich SONST verbunden fühlte, entgegentreten musste. 156

Mit dem Volksentscheid rar die eue Verfassung des Landes Ord-
rhein-Westfalen ın Kraft Die umstrıttenen Artikel und 13; die späatermehrfach geändert wurden, hatten folgenden Wortlaut

„Artlikel] 17
Die Vo  Schulen sSind Bekenntnisschulen, Gemeinschaftsschulen und elt-
anschauungsschulen.
In Bekenntnisschulen werden 1In. des katholischen oder er des P0OAN-
gelischen AaUDens IM Geiste ıhres Bekenntnisses ETZOSEN und unterrichtet.

In Gemeinschaftsschulen werden Kınder verschiedener Religionszugehörigkeitauf der Grundlage Chrıstlıcher ULdungs- und Kulturwerte ETZOSEN und Uunter-
richtet.
(Weltanschauungsschulen)

Die Wahl der CAULar: steht den Erziehungsberechtigten Auf Antragz der
Erziehungsberechtigten Sind, soweılt ein geordneter Schulbetrieb gewährleisISt, IN nNem UNVC. Gesetz festzulegenden erfJahren chulen nach S|atz
einzurichten. Auch dıe WENLZ gegliederte Schule gılt grundsätzlich als geord-
neter Schulbetrie:
IDITz rTer MUSSeN dıe persönlichen und sachlıchen Voraussetzungen erfülen, dıe sıch AUS dem Charakter der einzelnen CHAUular' ergeben.

Artlikel] 13
egen des reliQ1ösen Bekenntnisses darf IM Einzelfalle keinem Kınd dıe Aufnah-In PINE öffentlic. Schule verweigzert werden, a  S keine entsprechende Schule
orhanden ıst

Miıt der Verabschiedung der Üerfassung WarT der amp für oder wider
die ekenntnisschule keineswegs beendet Es Ja och Schulgesetzeverabschieden, denen die Verfassungsartikel Gestalt gewınnen
ussten Der Gesetzgebungsprozess hat sich ber eine ängere eit hin-
5CZOBYCH, wofür unterschiedliche TUn gab, W as aber nicht zuletzt
daran lag, ass ber den Einfluss der rtchen auf den eligionsunter-richt, VOT em aber 1n der rage der Aufsicht ber den Religionsunter-richt (Visitation) LLIUTr schwer inigkeit erzielen Wa  H Schlieflich wurde
doch eın grundlegendes Schulgesetz 1mM Landtag verabschiedet, das die
Verfassungsartikel ber die Schulform übernahm, ohne esentliches
hinzuzufügen.!9
136 Eine ausführliche Stellungnahme der Präsides Held und Wilm findet sich 1in der
137

Neuen Deutschen Schule, Heft 9/ VO] September 1950, 7E
Anlage Z.U] (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen

138
VO Juni 1950
Erstes Gesetz ZUrT Ordnung des chulwesens 1mM Land Nordrhein-Westfalen, (3@-
setz- un! Verordnungsblatt NR  S VO 19.4.1952, Nr
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[Die enhatten sich also der rage der ekenntnisschule urch-
setzen können. Nachdem jedoc die Rechtslage geklärt WAal, zeigte sich

bedrückender Deutlichkeit eiıne Reihe VO Schwierigkeiten, erster
Stelle die rage: Wo sind die evangelischen ehrer, die ırchlıc gebun-
den Sind, das Programm verwirklichen, WI1eEe es die chulkammer
und das Katechetische Amt der Evangelischen PC VO  z} Westfalen ent-
wickelt hatten?

Das Katechetische Amt hat sich gemeinsam mıiıt dem Landeskirchen-
amıt alle 1Ur denkbare Muüh:  D gegeben, 1n Tagungen er Art ehrer
für diese schwierige Aufgabe gewinnen und fortzubilden ine Fülle
VO Veranstaltungen wurde angeboten: Bereıts der Kirchenleitungssit-
ZULLS Oktober 1945 konnte Ernst Klef$smann ber eın erstes Seminar
berichten, das 1n ethe urchgefü  t hatte Schon sehr fr  = wurden
die Erziehungs- un! Schulkonferenzen eingerichtet, die Ostwestfalen
und 1mM Ruhrgebiet jährlich stattfanden und out besucht wurden.199 Es
wurden Kurse Z AA Erlangung der Lehrbefähigung für die Evangelische
Unterweıisung durchgeführt und solche ZUrTr Erlangung der Kirchlichen
Bevollmächtigung (Vokation) Natürlich gab Fortbildungskurse
den unterschiedlichsten theologischen und pädagogischen Themen. Für
besonders wichtig elt das Katechetische Amt die VO  > angeregten
lokalen Arbeitsgemeinschaften VO Pfarrern und hrern, die 1ın jeder
(Gemeinde gegründet werden und monatlich tagen ollten ein1gen
Fällen wurden diese Arbeitsgemeinschaften auf der ene der Kirchen-
kreise eingerichtet. Es wurden Synodalbeauftragte für Katechetik eru-
fen, die den Kontakt mit den hulen Öördern ollten Der Sonntag Mise-
ricordias Dominı wurde zr ährlichen Erziehungssonntag bestimmt.140

Irotz er en WarTr die 7Zusammenarbeit nicht en Orten
erfreulich. Der uperintendent des Kirchenkreises chwe Rudolf
Böddinghaus,!4! chrieb das Landeskirchenamt, ass eINeEe der dortigen
ekenntnisschulen mıt einem Schulleiter besetzt werden solle, der eın
ausgesprochener Anhänger der Gemeinschaftsschule Se1 Hr bittet die
Behörde, doch ndlıch gyee1gnete Persönlichkeiten benennen, die 111a

für solche ufgaben vorschlagen onne Und dann chreibt „Aufs
Ganze gesehen en WIT den evanglelischen] ekenntnisschulen
uNseTrTes Kirchenkreises cht die Freude, die 11a eingangs erNotiIfte Es
fehlt geeigneten Lehrkräften, besonders Schull_eitern. S Das hatte

Beschluss der Schulkammer VO 25.9.1946, EKVW neu 3357 Die erste
Erziehungs- und Schulkonterenz fand D un 1n Bethel Über
die Planung berichtete Klefßsmann der Kirchenleitung 1ın deren Sitzung 24
3.10.1946, EKUuW 0.0 (neu 349)
Beschluss der Kirchenleitung VO: 24.3.1949 auf orschlag VO:  5 Ernst Klefsmann,

EKVW neu 3270 Eine gew1sse Pikanterie bestand bei diesem Beschluss
darin, dass der Sonntag Misericordias Dominı 1mM Jahr 1949 auf den Maı fiel

141 Bauks, Pfarrer Nr. 591
147 Schreiben VO 27./.1948, EKVW neu) 23257
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111a allerdings 1MmM Landeskirchenamt auch schon gesehen, denn be-
reıts 16 April 1948 hatte Max Nockemann eın undschreiben die
Superintendenten gerichtet, doch geeignete Persönlichkeiten 1LiEN-
ICI die für Beförderungsstellen sowohl 1n den Schulen als auch auf allen
Ebenen der staatlıchen Verwaltung infrage kommen könnten.143

Der Gütersloher Superintendent Heinrich ohmann144 schrieb Max
Nockemann

AT sSınd nach allerleı schmerzlichen Erfahrungen der Einsicht gekommen,daß das Verhältnis Kirche-Lehrerschaft augenblicklic Unter schweren Spannun-
gn Trotz all UNsSerer Bemühungen dıe rTer iıst PS nıcht ZelunNgZen,das Mißtrauen meler Lehrerkreise UMNTFKLIC. überwinden. Die Arbeit In UNSEP-
ren Arbeitsgemeinschaften Kırche und Schule ıst geradezu einem otfen Un
angelangt.

Hinzu kamen die erheblichen Schwierigkeiten der staatlichen ehörden,
ehrer, die der FC nicht angehörten, In Kreisen unterzubringen, ın
denen s fast ausschlie{flich ekenntnisschulen gab Der Superintendentdes Kirchenkreises Lüdenscheid, er Köllner,146 schrieh das Lan-
deskirchenamt, ass die Kegierung Arnsberg Zwel betont antikirchlic
eingestellte ehrer evangelische ekenntnisschulen 1m Kreis uden-
scheid Versetz habe Aus Günnigfeld wurde dem Landeskirchenamt
berichtet, ass eın ehrer der evangelischen ekenntnisschule 1m
Unterricht ehauptet habe, die Schöpfungsgeschichte SE1 eın Märchen.147
An mehreren Orten tellte sich die rage, ob eın geschiedener ehrer die
persönlichen und sachlichen Voraussetzungen erfülle, ehrer einer
Bekenntnisschule werden.148 iner der markantesten Superintenden-
ten der Landeskirche, Paul Dahlkötter aus Lippstadt,1*? damals zugleichnebenamtliches Mitglied der Kirchenleitung, berichtete, ass Me-
schede Zzwel ehrer tatıg selen, die mıt einem katholischen Partner
einer iıschehe lebten, azu einer, der mıt elner katholischen Tau Vel-
obt sSEe1 150 An die Stadtverwaltung habe er geschrieben, ass eın Herr
N .11 eliner evangelischen ekenntnisschule nicht angeste. werden
OoNnnNne

Arr hat hei SEINETr Verheiratung mi1t eINer katholıschen YAU ausdrücklic:
die evangelische Erziehung SeINer IN UÜUÜUÜS der and gzegeben EvangelischeEltern können daher nıcht der Überzeugung SEIN, Herrn dıe evangelische

143 EkvW neu 3356
144 Bauks, Pfarrer Nr 3808
145 Schreiben VO: EKVW neu 32802
146 Bauks, Pfarrer Nr. 232673
147/ Schreiben VO] 30.1.1949, EKVW 0.0 neu) 3379
148

149
Siehe Art 1 y Abs Landesverfassung NRW.
Bauks, Pfarrer Nr. 1D

150
151

Schreiben Nockemann VO: 8.8.1950, EKVW neu 3281
Name ist aus Datenschutzgründen anonymisıiert.
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Erziehung ıhrer In ein ernsthaftes nliegen ist, insofern selbst auf dıe
evangelische Erziehung SPINET Kınder grundsätzlıch verzichtet.

Hınzu kam das Problem der Unterbringung VO  a} Lehrern, die zeitwelise
Unterrichtsverbot hatten, weil S1e ZUT gehörten un! die Ent-
nazifizierungsgruppen TEL oder 1er eingestuft worden Lhese

sind Öchs unterschiedlich beurteilt worden. Jedoch hat der üper-
intendent des Kirchenkreises o  O, Friedrich Wilhelm ethake,! bei
der Kirchenleitung protestiert, ass eın ehrer erdinanı DL der der
NS-Zeıit als Dissident die C aglert habe, ZUIIN kommissarı-
schen Schulleiter berufen worden SEe1. 154 Andererseits hatte der Staat etwa
35() dissidentische Lehrer unterzubringen, denen kein Nachteil dadurch
entstehen durfte, ass S1e keiner R H angehörten. Aus diesem Grunde

Kompromıisse ertorderlich.!
manchen Köpfen setzte sich die einung fest, den weıten

Diasporagebieten Westfalens, denen aum Gemeinschaftsschulen
7ab, würden katholische ulrate geschiedene oder Mischehen le-
en! ehrer oder Sar Dissidenten evangelische Schulen versetzen,
weil S1€e ach ihrer einung katholischen untragbar selen. das
urchweg stimmt, mMas ungeklärt bleiben machte die KreIls-
synode Wiıttgenstein ihrer Sitzung Maı 1949 den orschlag,
111a SO die evangelischen Schulen der Kreise Brilon, eschede und
Ulpe In einem Schulaufsichtsbezirk zusammentassen und einem CVANSE-
ischen Schulrat unterstellen.1>6

egen diesen orschlag wehrte sich aber Superintendent Dahlkötter
einem Öchs charakteristischen Brief das Landeskirchenamt Er

schrieb
„Ich habe meıinerseıits edenken, die Evangl|el]llischen| chulen und rTer der
Kreıse rılon, eschede und Olpe In eiInem evang[e]llischen. Schulaufsichts-
kreis zusammenzuschliefßen. I Iıie katholıschen Schulräte sSınd urchwegz den An-
liegen, dıe Wr für die evang[e]llische Bekenntnisschule vorzubringen haben,
aufgeschlossen. S1e sSiınd gewohnt, auf das Wort der Geistlichen hören. In
dıieser eziehungz hegzen dıe IngZe hei den evang[elllischen Schulräten weıithin
anders. S1e gehören durchzänz1g dem deutschen Allgemeinen Lehrervereıin
und sSind daher das Elternrec: und dıe konfessionelle Schule Wır
AaDen keinerleı Gewähr, dafs der evang[e]llische] CAUuLTra ein Mannn sSein wird,
der hereıt Ist, unrklıch den elangen der evangz[elllischen] Elternschaft Rech-
HUNS tragen.

152
153

Schreiben VO!] 5.6.1950, EKVW neu 3381
Bauks, Pfarrer Nr. 6499

15
Schreiben VO!] 0.6.1950, EKVW 0.0 neu) 3381
Schreiben der Kultusministerin Christine Teusch den Landtagsabgeordneten
Jöstingmeier Aadus Minden VO 7.5.1949 (Abt {{ Tgb NrT. 3301 /49)

156 Schreiben VO: Superintendent Kressel VO 1.6.1949, EKvW neu 3370
157 Schreiben VO  5 Superintendent Dahlkötter das VO 4.7/.1949, eb
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Dann beklagt sich Dahlkötter darüber, ass miıt dem eglerungspräsi-
denten Arnsberg und dessen Schulabteilung ber diese Fragen eın
Einvernehmen erzielen sel, weil auch diese Beamten dem Allgemei-
1El Deutschen ehrer- und Lehrerinnenverband angehörten.!>®

1Tle diese Einzelheiten deuten auf die Problematik der Bekenn  15-
schule hıin, jedenfalls der evangelischen. Sie WAarTr den illen des
stärksten Lehrerverbandes durchgesetzt, Ja 1n der Verfassung festge-
schrieben worden. ber as, Was sich Klefsmann un! Nockemann SOWI1E
alle Mitstreiter el vorgestellt hatten, War nicht daraus geworden, VON

einzelnen Ausnahmen abgesehen. Waren S1e VO  > alschen Voraussetzun-
SCn ausgegangen? Hatten S1€e die allgemein-gesellschaftliche Situation
falsch eingeschätzt? Waren S1e einer Utopie nachgelaufen? edenfTalls ist
eines deutlich Die evangelische Kirche trotz orößster Muüh:  (D und
strengung nicht ın der Lage, den ausgehandelten rechtlichenen
mıt kirchlichem en rfüllen Eine Schule unter dem Evangelium
wurde die evangelische Bekenntnisschule nicht Aus diesem TUN! ist
cht verwunderlich, ass einıge Jahre später die gleichen Personen die
evangelische Bekenntnisschule fallen ließen, als einıge Schulreformer
1es verlangten.!” Das jedoch darzustellen, geht ber den hier untersuch-
ten Zeitrahmen hinaus.

Religionsunterricht der Evangelische Unterweisung?
Dass der Religionsunterricht wieder Ordentliıches Lehrfach allen Schu-
len werden sollte, wurde 1ın Nordrhein-Westfalen keinem Zeitpunkt
infrage gestellt. ] hese STEeTS VO  - beiden rchen erhobene orderung hat
sich denn auch ABs des Grundgesetzes!® un 1n Artikel 14

158 Regierungspräsident Warlr der VO: der Miliıtärregierung 1.6.1945 ernannte ehe-
malıge sozialdemokratische Abgeordnete 1mM Preufßischen Landtag (bis der
Siegerländer T1ITZ. Fries (1887-1967). Vor allem die Verhandlungen mıt dem Leıiter
der Schulabteilung, Regierungsdirektor üller, der dem Allgemeinen Deutschen
Lehrer- und Lehrerinnenverband angehörte, galten als schwier1g. Am 9.8.1948
schreibt Superintendent Philipps das Landeskirchenamt, dass mıit der Schulab-
teilung der Regierung 1n Arnsberg ıne vertrauensvolle Zusammenarbeit nicht

uch Anm 192
möglich sel, obwohl drei Schulräte evangelisch selen; EKVW neu 3356

159 I)as geschah in den Jahren nach 1964, als nach dem sogenannten „Hamburger
Abkommen  45 die alte Volksschule (srund- und Hauptschule getrennt wurde.

160 „Der Religionsunterricht ist ın den Ööffentlichen Schulen mıit Ausnahme der be-
kenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen Auf-
sichtsrechtes wird der Religionsunterricht 1n Übereinstimmung mıit den Grundsät-
Ze11 der Religionsgemeinschaften erteilt. Keın er darf selinen Willen DC-
ZWUNSCH werden, Religionsunterricht erteilen.” (GG Art 7/ Abs „Der Ke-
ligionsunterricht ist ordentliches Lehrfach allen Schulen mit Ausnahme der
Weltanschauungsschulen (bekenntnisfreien Schulen). Für die relig1öse Unterwel-
SUNgs bedarf der Lehrer der Bevollmächtigung durch die 1rC. oder durch die Ke-
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Abs der Landesverfassung niedergeschlagen. uch ass die Lehrpläne
für den Religionsunterricht 1n Einvernehmen mıiıt den rchen erlassen
und die Schulbücher LLIUT muiıt Zustimmung der en genehmigt WEeTl-
den durften, WAarTr 1mM TINZIp nicht umstrıtten, wenngleic 1mM 1INzZe

Auseinandersetzungen kamı.l61 Zum Streit kam jedoch darüber, ob
der Religionsunterricht 1 kirchlichen der staatlichen Auftrag erte1-
len sSe1 un welche Konsequenzen das eınerseıts für die Terscha un
andererseıits für die Inhalte des Unterrichts habe

on sehr früh ahm die Kirchenleitung das ec für sich An-
spruch, bestimmen, Werl evangelischen Religionsunterricht der
Schule erteilen urie 50 forderte S1€e die Superintendenten auf, gee1lg-
ete ehrer die gottesdienstlichen en teilnähmen und
treu Z Bekenntnis der Kirche stünden. Es ollten aber auch solche
ehrer benannt werden, die fälschlich HTrC die Schulämter wieder 1mM
Religionsunterricht eingesetzt worden selen.162

ach einem espräch, das Max Nockemann mit Vertretern des Lan-
des Ze hat, wurde folgendes Verfahren angewandt: Die Tate
erstellen Listen VO Lehrern, die bereit sind, Religionsunterricht Ce1I-
teilen. [ ese werden der Kirchenleitung eingereicht, die dann ber die
kirchliche Beauftragung entscheidet. Auf keinen Fall soll der zuständige
Superintendent diese Entscheidung fällen.163 ach einem Rundschreiben
VO  a Präses och soll jede Kreissynode darüber hinaus einen Ausschuss
en, der klären soll, welche ehrer für den Religionsunterricht gee1g-
net Sind. Es soll der Kirchenleitung gemelde werden, WI1e die betreffen-
den ehrer hri un! Bekenntnis stehen, ob S1e früherer Zeıt e1IN-
mal den Religionsunterricht niedergelegt aben, ob S1€e sich kirchli-
chen en beteiligen und ob S1€e der Familie eın ı1stlıches en
führen.164

uch Pfarrer wurden VO der Militärregierung als Religionslehrer
zugelassen. Sie uUussten allerdings w1e alle ehrer einen umfangreichen
Standardfragebogen ausfülen, ın dem ihr Verhalten während der
Zeıt des Drıtten Reiches 2Ing Für Pfarrer, die 1mM Amtp wurde
dann eın besonderes Entnazifizierungsverfahren mehr erforderlich
ach einem espräc mıiıt Ministerialdirektor och konnten auch

ligionsgemeinschaft. Keın er darf ZW UNSECI werden, Religionsunterricht
erteilen.“ (Landesverfassung NR  s Art. 14, Abs

161 Das WAarT.zZzunmll Beispiel 1m Siegerland der Fall, als dort eın eseDuc. eingeführt
wurde, das für Gemeinschaftsschulen vorgesehen WAar, nıcht ber für evangelısche
Bekenntnisschulen. Siehe die Schreiben des Evangelischen Kreisschulausschusses

das Kultusministerium VO 7.3.195b0 und 3539506 EKVW neu
33072

162
163

Rundschreiben VO 25.5.1945, EKVW 0.0 neu 3356
Vermerk Nockemann VO un Rundschreiben VO beide
ehı

164 Rundschreiben VO 3.1.1946, eb  Q,
165 Mitteilung der Keglerung 1n Arnsberg VO 2.11.1946, EKvW neu) 3257
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Katecheten Religionsunterricht erteilen, WE dieCdie Garantie für
ualıtä und Niveau übernahm.166

Auf diese recht komplizierte Weise, die der unmittelbaren
Nachkriegssituation heraus erklären ist, konnte der Religionsunter-
richt, der 1mM /Zweıten e  jeg völlig A rliegen gekommen WAär,
wieder aufgenommen werden.

In selner grundlegenden Rede auf der Tagung der Landessynode
1950 hat sich Ernst eismann nicht LLUTL vehement für die „Schule unter
dem Evangelium” eingesetzt, der sich alle Fächer ach (Gottes Wort
ausrichten un:! VO ihm durc  rungen sind, sondern auch erklärt: „Die
IC hat auch der ule das vangelium anzubieten.”/167 1)as geschie.

erster iınıe in der Evangelischen Unterweisung, die als Verkündigung
des vangeliums 1n der ule verstanden wird, Ja als Predigt iın der
Schule und Glaubenslehre die getauften Kinder. amıt grenzte sich
Klef$smann VO en Theorien ber den Religionsunterricht ab, die der
deutsche Idealismus der der theologische Liberalismus hervorgebracht
hatten. Es gehe ach seliner Auffassung nıcht darum, die relig1öse und
kulturelle Überlieferung 1mM Religionsunterricht pflegen der das
Wesen der Religion 1n der Schule vermitteln, etwa die jedem Men-
schen angelegte Religiosität entfalten oder neben den rationalen die
emotional-mystischen Kräfte ntwickeln Es gehe auch nicht arum,
moralische Werte erschliefßen der die Schüler AT Beachtung des
Sittengesetzes erziehen. Evangelische Unterweisung SEe1 Verkündi-
ZuUuNg des Evangeliums 1n der ule Darum SO INa  - auch nicht mehr
VO „Religionsunterricht” sprechen, sondern den Begriff „Christliche
Unterweisung” gebrauchen der eben VO „Evangelischer” oder A Ka
tholischer Unterweisung” reden.168 Dementsprechend bat Max ocke-
INanın 2 eispie die Kegierung ın Arnsberg, den Begriff „Religions-
unterricht“ cht mehr verwenden, sondern VO „Christlicher Unter-
weisung” sprechen.!® Damuit hatte das Landeskirchenamt jedoch
166 Vermerk Nockemann VO 21 eb
167 1950, O3
165 [ hese Veränderung der Terminologie geht auf arl Barth zurück, dessen Band I

selner Kirchlichen Dogmatik 1948 erschienen Wa  — Darın setzte sich Barth iın
miıt dem Religionsbegriff auseinander. Der Abschnuitt ist überschrieben mıt den
Worten o  es Offenbarung als Aufhebung der Religion” 12 Der
entscheidende Satz lautet a.200: 3D/; „Religion i1st Unglaube; Religion ist ıne
Angelegenheit, 11a MU: CI die Angelegenheit des gottlosen Menschen.” Man
I11USS sich uch dieser Stelle noch einmal wundern, WI1e betont lutherische
Theologen sich bereitwillig der Posıtion Barths anschlossen und S1e 1ın das kirchlıi-
che Leben übertrugen, W as wohl nicht zuletzt mit der besonderen Hochachtung
zusammenhängt, die arl Barth als 1tautor der Barmer Theologischen Erklärung

169
CNOSS.
„Hiermit stellen WIT den Antrag, ıIn den amtlichen Lehrplänen wıe überhaupt 1m
Schulbetrieb das Wort ‚Religionsunterricht‘ durch den Ausdruck ‚Christliche Un-
terweısung‘ ersetzen. | Es handelt siıch beim Christentum nicht 1ne eli-
21070 unter vielen anderen, sondern ine Erscheinung, die allen anderen eli-
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keinen Erfolg, weil die katholische C hier keinen Handlungsbedar
sah un ihrerseits darauf hinwies, ass der Begriff „Religionsunterricht”
bei selt unvordenklichen Zeıten gebräuchlich SE€1 und eiINe AÄAnderung
der erminologie lediglich Verwirrung stifte.170 Damit hatte sich die
aC hinsichtlich des tlichen Sprachgebrauchs erledigt.!7!

Wenn L1LUN Evangelische Unterweisung Verkündigung ın der Schule
ISE, dann kommen die entsprechenden Artikel der Bekenntnisschriften
ZU Iragen, die das Amt der Verkündigung ordnen; denn fortan wird
VO „Amt der christlichen Unterweisung“ 172 gesprochen. eismann
führte au  N „Das Bekenntnis sagt, soll 1n der 1rC niemand ehren
ohne ordentlichen eru Das oilt auch der Evangelischen Unterwei-
>Sung in der Solche Berufung hat nichts tun mıiıt irgendwelchen
Bestrebungen, eiINe Schulaufsic VO der TC her einzuführen A

Klef$smann eZ0g sich mit diesen Formulierungen auf Artikel XIV der
Augsburgischen Konfession, iın dem es el „dafs niemand der Kı1ır-
chen offentlich ehren oder predigen der Sakrament reichen soll ohn
ordentlichen Beruf.‘174 Dieses „rıte vocatus”, welches WIT heute wohl
besten mıt „UOrdination“” übersetzen, pragte den 5Sprachgebrauch der 1 J)E-
batte, die allerdings längst VOTLT der Tagung der Westfälischen Landes-
synode 19500 begonnen hatte Der Lehrer der christlichen Unterwe!li-
SUung soll eiINe kirchliche Berufung erhalten, die der Ordination eines
eologen nachgebildet ist Man sprach auch VO der „Katechetischen
Ordination“.175 Im Anschluss die Augsburgische Konfession Nannte
I1an diesen Akt „Vokation”, für die schliefislich eın gemeinsames agenda-
risches Formular der TEl evangelischen Landeskirchen ın OTr  e1n-
Westfalen entworfen wurde.

Der VO der IC Z rteilung des Religionsunterrichtes bevoll-
mächtigte ehrer 1mM staatlichen Beamtenverhältnis hat ach diesem Ver-
ständnis auch eın kirchliches Amt S50 welıt ist die katholische IC 1mM
Keichskonkordat VO 1933 nicht ort el CD, ass sich die
Landesregierung und der zuständige Bischof darüber verständigen, wel-

g10nen diametral entgegengesetzt ist  ux 50 LKA 9,3.1946, EKVW 0.0 neu
3356

170 UOberpräsident 29.5.1946 nach Stellungnahme des Generalvikariats in Pader-
born, eb

171 Man kann allerdings die rage stellen, das Landeskirchenamt nicht
nächst einmal direkt mıt der katholischen Kirche über diese rage gesprochen hat,
sondern sich gleich den aa wandte DIie Verfahrensweise des Landeskirchen-
amtes wirtft eın charakteristisches Licht auf das Verhältnis den katholischen (3

LEA
dinariaten diesen Jahren

1950, 101
173 A.a.O., 101
174 Der lateinische lext der Contfessio Augustana Art. XIV ist für heutige Ohren

deutlicher: „De ordine ecclesiastico docent, quod HNeINnO debeat 1ın ecclesia publice
docere aut sacramenta administrare nıse rıte vocatus.“

175 Kıchtlinien der rheinischen un westfälischen Kirchenleitung VOZ
EKVW neu 3257
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che Lehrer Religionsunterricht erteilen dürfen.176 Ihese rer bedürten
ZW ar der kirchlichen Lehrerlaubnis, der Miss10 Canon1ca, aber eın iırchli-
ches Amt, das dem Priesteramt auch LLUTLT ahnlich ist, wird ihnen nıcht
zugeschrieben. In der lutherischen Tradition mıt ihrem Bestreben, alle
rchlichen Amter dem einen, VO Gott gestifteten Predigtamt!””
abzuleiten, rückt das Amt des evangelischen Religionslehrers hingegen
CNS das Pastorenamt heran.!’®

DIie Gesichtspunkte, die Ernst efsmann se1lner Grundsatzrede
sammengefasst hat; sind bereits den ahren unmittelbar nach dem
/7weiten Weltkrieg diskutiert worden. Sie dieser eıt die ReIT-
chende Anschauung der Kirche und wurden auf weıten Strecken
auch VO den Parteien respektiert, die die Keglerungeon die
Westfälische Provinzialsynode VO Oktober 1946 hatte entsprechende
Beschlüsse un! Entschliefsungen gefasst. In ihrer Beschlussfassung
Ausbildung und Fortbildung VO  a} Lehrkräften für die „Evangelische
Unterweisung” hei{fst

„Die ‚Evangelische Unterweisung‘ ıst ein Dıienst, den dıe 1ITrC NUT solchen
Aannern und Frauen anvertrauen kann, dıe ıhn In kirchlichem Auftrag IuNn
wollen und dıe sıch der Kırche verantwortlich UNSSEN. Ebenso kann keine telle,
auch nıcht die Schule, der INC: dıe Verantwortung für dıe Evangelische UnNn-
Ferweisung und für dıe rkräfte, dıe S1E erteılen, abnehmen. 179

Und Z.UTI Berufung das kirchliche Amt der christlichen Unterweisung
(Vokation) wird ausgeführt

„Der enrer ist, unbeschadet seiner Rechtsstellung als Beamter des öffentlichen
Dienstes, als Religionslehrer räger der christliıchen Unterweisung und somı1t
kırchlicher Ye und Verkündigung und Insowelt räger e1INES kirchlichen Am-
fes Zur Ausübung dıeses MLTeSs bedarf er eiIner besonderen kıirchlichen erufung
(Vocatıon) UNC: dıe Kirchenleitung. IDı1e kırchliche Berufung für dıe christliche
Unterweisung erleiht den Charakter PINES kirchlichen Amtsträgers.

Bereıts ein Jahr VOT der Tagung der Provinzialsynode hatte die Kirchen-
el  o den ext eINer Berufungsurkunde ehrer beschlossen, die
das Amt der Evangelischen Unterweisung beruten werden ollten. GSie
hatte folgenden ortlau

176 Reichskonkordat Art „Be1l der Anstellung VO]  - katholischen Religionslehrern
V

findet Verständigung zwischen dem Bischof und der Landesregierung statt.“
Confessio Augustana Art ” hanc fidem CONSCYUAINLUFL, institutum est minıste-
rıum docendi evangeli et porrigendi sacramenta.” Deutscher ext: „Solchen lau-
ben erlangen hat ‚Ott das Predigtamt eingesetzt, Evangelium und Sakrament

geben
178 Dass hier calvinistischer Einfluss sichtbar würde, ist nicht erkennbar. IDIie refor-

mierte Lehre VO  - den vier Amtern (Pastor, Lehrer, Altester und Diakon) ass sich
nicht nachwelsen.

179 Kirchliches Amtsblatt EKVW 1946, Nr. 1 J 65; Az v Konsistorium
Nr. 11857 / C9-—-06

1580 A.a©,
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„Die Ev[angelische] Kırche (0/0)8) Westfalen beruft IN das Amt der yıstli-
chen Unterweisung In der Schule.
IDITz Evlangelische] 1ITC. raQ den Ienst der christlichen Unterweisung
ıhren getauften 1edern mit iıhrer beständigen Fürbitte. S1e erwarte (0/0)4) Ihnen,
dafß S1e das Amt führen gebunden dıe Heilige C  N und das Bekenntnis der
Kirche, IN lebendiger Teiılnahme eDen der chrıistlichen (Gemeimde und IM (B
horsam das Wort des Herrn Chrıistus: ‚Lehre S1C halten alles, WASs ich euch
befohlen habe.‘ 181

Wenn der Begriff „kirchlicher Amtsträger” nıicht reıin theologisch 1mM
Sinne der Augsburgischen Konfession verstanden worden ware, hätten
die Juristen dagegen sofort inspruc rheben mUÜssen; denn welche T A
W1Ne VO juristischen roblemen ergäbe sich aus e1lner doppelten
trägerschaft! Fragen der Dienstherreneigenschaft, der Disziplinarhoheit,
der ersorgung TmMen sich VOT jJuristischen ugen auf. Das mMag azu
geführt aben, ass die Kirchenleitungen der Vokationsordnung des
ahres 1951152 auf diesen Begriff wieder verzichtet en Dort hei{fst der
entsprechende Abschnitt

„Unbeschadet sSeiIner Rechtsstellung als Beamter des öffentlichen I ienstes über-
nımmt der rer mit der Erteilung der Evangelischen Unterweisung eiInen
IDienst kırchlicher Ye und Verkündigung.
dieser VO  e den TEel evangelischen Kirchenleitungen Orarneın-

Westfalen eschlossenen Vokationsordnung VO 1951 wird 1U doch
bescheidener geredet als 1n den ahren Der Begriff des „Amtes  44
wird iTC den 1el unschärteren des „Dienstes” ersetzt, Was sicherlich
der Realität eher entsprach.

ach den verschiedenen Richtlinien Z.UTI Vokation und den Oka-
tionsordnungen erhält der andıda 1mM usammenhang sSeINeESsS ersten
Lehrerexamens ach bestandener Prüfung I1 den kirchlichen eauf-
ıragten, der der ru teilnimmt, eiInNne befristete Unterrichtserlaub-
nıs.184 ach dem zwelıten Lehrerexamen wird IL das Katechetische
Amt einer Vokationsrüstzeit eingeladen, deren Ende auf seiınNnen

181 Nach Vortra VO! Ernst Klefsmann beschlossen der Sitzung der Kirchenleitung
}  5/ EKVW neu 3490 Später ein1gten sich die Kirchen-

leitungen 1mM einland und 1n Westfalen auf folgenden Tlext „Der er ist,
beschadet selner Rechtsstellung als Beamter des öffentlichen Dienstes, 1n seliner E1-
genschaft als Religionslehrer JIräger christlicher Unterweisung und somıiıt kirchli-
cher Lehre un:! Verkündigung un insoweıt Iräger 1nes kirchlichen Amtes”;
Richtlinien AT Durchführung der Vokation unterschrieben VO  - den Präsides Held

152
unı Koch, 2./.1947, EKVW neu) 3357
Ordnung für die kirchliche Bevollmächtigung AT Erteilung Evangelischer nter-
weisung VO Kirchliches Amtsblatt EKVW 1951 8 / Arz Nr
C906 LDiese Vokationsordnung ist durch die (;emeinsame Vokationsordnung der
drei nordrhein-westfälischen Landeskirchen VO 1102001 abgelöst worden, ohne
dass die wesentlichen Gesichtspunkte geänder worden waren.

183 Abs
184 Vokationsordnung VO r
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Antrag hin die endgültige kirchliche Bevollmächtigung der ITchenle1-
er die erlaubt, ahmen seiner Lehrbefähigung Religi-

onsunterricht erteilen.1®5 Die Urkunde darüber wird dem ehrer
einem Gottesdienst Ende der Kustzeılt der selner Heimatge-
meinde VO  - einem Beauftragten der Kirchenleitung möglichst 1mM Rah-
Inen einer gottesdienstlichen Segenshandlung überreicht. IDie ehrer, die
bereits die Lehrbefähigung für Religionsunterricht VOT 1945 erworben
en und ber die nıichts Nachteiliges bekannt geworden ISE, gelten
automatisch als bevollmächtigt.!8

Natürlich vorgesehen, ass die kirchliche Bevollmächtigung auch
widerruten werden konnte Um azu eın rec  1C geordnetes erfahren
urchzuführen, sollte die Landessynode einen Ausschuss bilden, AT

Hälfte bestehend aus Lehrern Im Einvernehmen miıt diesem Ausschuss
konnte die Kirchenleitung die Vokation entziehen.187 Als TUN! dafür
wurden genannt: Irrlehre, ausgesprochen unkirchliches Verhalten oder
anstößßiger Lebenswandel.!83 Ernst eismann schrieb 1 Übrigen den
Parlamentarischen Kat, e$s SEe1 unerlässlich, ass der Religionslehrer
en selıner Kirchengemeinde teilnehme:

„Die Evangelische Kırche wırd HNUÜUr dann YAU; verzıchten können, den IM-
ten Religionsunterricht selbst erteılen, Wenn dıe LWAr gzegeben ISt, daß dıe
Fer, die Religionsunterricht geben hereıt Sind, diesen Iienst IM SIinne und
Geiste der Kırche ausrichten, der S1E angehören. hne eINeE Teilnahme hben
der Gemeinde ıst eine evangelısche Unterweisung In der Schule eiInNe Innere Un-
möglıchkeit.
den Vokationsordnungen WarTr eine rage en geblieben, obwohl

Ernst eismann eiINe entsprechende egelung Ööfter angekündigt hatte
die kirchliche Einsichtnahme in den Religionsunterricht, die Visıtation.
el xab sehr klare Vorstellungen darüber, WI1Ie diese durchzuführen
sSe1 In der chtlinıe 7115 Durchführung der Visiıtation VO! Juli 194 /
stellten die Präsides och und eld zunächst fest, ass der kirchliche Be-
suchsdienstMS se1In SO

1835 A.a.OQ., iff. un iff
156 A.a.Q., 1ff. 11a
157 A.a.©., 1ff.
188 Es ist nicht bekannt, ob dieser Ausschuss Je gebildet worden ist, geschweige denn,

189
ob irgendwann einmal 1n Aktion waäare.
Schreiben den Parlamentarischen Rat VO 28.1.1949, EKVW neu)
3391 Klefsmann QIng offensichtlich VO  - den dörflichen Gegebenheiten 1in ()stwest-
falen Uus, der Lehrer 1m orf wohnte, Schulbezirk und Kirchengemeinde ıne
Einheit bildeten un! vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Gemeinde und
Schule selbstverständlich Wa  < as es gab ın den Städten des Ruhrgebietes
schon längst nicht mehr.
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„Miıt dieser Aufgzabe betraut dıe Kırche Persönlic:  ıten mıt pädagzogischerErfahrung, In der egze Schulmänner In leitenden tellen Das Visıtationsrecht
der Mitglieder der Kirchenleitung hleibt grundsätzlich gewahrt.

Um eiIne kirchliche Visitation den hulen durchführen können,
hätte es einer Vereinbarung mıt dem Staat bedurft, die aber nicht Zzustan-
de gekommen ist Bereits Maı 1946 hatte Ernst Klefsmann eın
cAnreıben die Tel westfälischen Regierungspräsidenten gesandt,die rage der UIS1IC ber den Religionsunterricht regeln. ach der
Bitte die Regierungspräsidenten, der Kirchenleitung diejenigen chul-
rate benennen, die die christliche Unterweisung beaufsichtigen, fuhr

fort
„Gehört der CAUuLra nıcht der Evangelischen Kırche Ü kann er den Auftragz,die evangelische Unterweisung In materieller Hınsıcht beaufsichtigen, nıcht
erhalten. Die Leitung der Evangelischen 1IFC. 00N Westfalen kannn solche
Schulräte, dıe ihr für dıe ınhaltlıche Beaufsichtigung der Christlichen Unterwei-
SUNS nıcht geeiQnet erscheinen, ablehnen und afur unbeschadet des ormetlen
Aufsichtsrechts, das UNC| den zuständıgen CAUuLTra wahrzgenommen wird, SC
eiQnete Personen vorschlagen mit dem Auftrag, diese als Aufsichtspersonen fürdie christliche Unterweisung behördlich bestätigen.

Darauf nNntwortete der eglierungspräsident 1n Arnsberg der Kirchenlei-
tend schroff end:192

EG ist Nen L bekannt, dafs dıe UfSIC über den mien Schulunterricht
In meinen Händen liegt, einschliefßlich des ReliQ10nsunNnterrichtes XUNMZ gleıich,ob dieser 0ON staatlıchen Lehrkräften oder (0/0)4) Katecheten erteılt wird, und dafs
dieses Aufsichtsrecht für dıe einzelnen Schulkreise den Schulräten übertragen
worden ıst

Dann beschwerte sich der Keglerungspräsident darüber, ass dem g-
genwärtigen amp die Bekenntnisschule die Kirche einseitig Stel-
lung bezogen und insbesondere ihn polemisiert habe, un
dann fort

„Jede Form eiIner kırchlich beeinflufßten oder geleiteten Schulaufsicht über den
Religi0nsunterricht mufßs ıch auch U US staatsrechtlichen Gründen ablehnen. I Iıe
Beaufsichtigung des Relizi0nsunterrichtes hängt davon ab, ob der Relig10nsun-
terricht IM Auftrage des Staates oder der Kırche erteılt wıird. Wenn dıe Kırche dıe
Erteilung und Organisation des Religionsunterrichtes d urchführt, übernıimmt
S1e auch selbstverständlich dıe ufSI1C arüber. [a das aber nıcht der Fall ISst,
vielmghr der Staat den Kelıx10nsunterricht als ordentliches Lehrfach uneder eIN-

190
191

Kıchtlinien ZAT Durchführung der Visıtation VO 2:7.1947, 1ff.
Kleifsmann 5.5.1946 die eglerungspräsidenten, EKVW neu

330()
192 Arnsberg (Gesch. {{ 112 Nr 1596/1981 I1) VO 22./.1946, ehı
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geführt und Qarantıert hat, mufß IM Interesse der staatsrechtlichen arheı auch
ıhm alleıin dıe Verantwortung In der Beaufsichtigung verbleiben

Über eiINe Reaktion der rchen auf dieses Schreiben ist nichts bekannt
DIie Kirchenleitungen en jedoch das Problem der Visıtation immer
wieder In Verhandlungen mıiıt dem Staat angesprochen und verhandelt,
ohne ass eın greifbares Ergebnis zustande gekommen ware uch die
Landesverfassung SC das Problem hinaus, indem S1e formulierte:

„Unbeschadet des staatlıchen Aufsichtsrechtes ben dıe Kırchen oder die elZ1-
onsgemeinschaften das EeC)| nach eiInem mıt der Unterrichtsverwaltung
einbarten erfanhren sıch UNC| Einsiıchtnahme verzewIsserN, der Relig1-
onsunterricht In Übereinstimmung miı1t ıhren ren und Anforderungen erteıilt
wWird.

Za eıiner Verfahrensordnung ber die TcAlıche Einsic  ahme 1ın den
Religionsunterricht 1st CS cht gekommen, W as nicht erster iınıe mıiıt
staatsrechtlichen Bedenken zusammenhing, wWwI1e S1e einst der Regie-
rungspräsident Arnsberg tormuliert hatte, sondern mıiıt dem entschie-
denen Widerstand, den der Allgemeine Deutsche ehrer- und ehrerin-
nenverband bzw die Gewerkschaft rziehung und Wissenschaft
die Vokationsordnung vorbrachten. Demgegenüber forderte der „Bund
evangelischer ehrer und Lehrerinnen“ die kirchliche Vokation des Reli-
xionslehrers WI1Ie auch das ec der C auf Einsichtnahme den
Religionsunterricht.!?* uch die erbDande der ehrer Höheren Schu-
len hatten eine inwendungen die chliche Vokationsordnung
und eiıne IC  141e insichtnahme den Religionsunterricht.

ingegen schrieb die Arbeitsgemeinschaft evangelischer elig10ns-
ehrer 1 der britischen Besatzungszone den Parlamentari-
schen

„Wır gestehen der 170 das eCi der Mitwirkung he1 der Beauftragung der
Lehrer(innen), dıe gewillt sSind, den Relig10nsunterricht In der Schule erte1-
len],| ohne weıteres I Iıie Beauftragung für dieses ECHFAC hat jedoch UNC|
dıe staatlıche Schulaufsichtsbehörde erfolgen, ebenso dıie Zurückziehung des
Auftrages. Auch als Religi0nslehrer ıst der rer Staatsbeamter.
IJa der Religionsunterricht Ordentliches Lehrfach der staatlıchen Schule sSeIN soll,
kannn dıe ufS1IC YTUuDer kırchlichen tellen nıcht zugesprochen werden! .
Wır hätten mi1t der kırchlıchen ufSIC über den Religionsunterricht uneder eiIne
geıistlic. Schulaufsicht, WVENN auch HUT über den Religi0onsunterricht. ES ıst all-

193 Verfassung des Landes Art 1 T Abs uch das TSTE (Gesetz ZUT Ordnung
des Schulwesens 1M Lande NR  S enthält keine weitergehende Regelung, sondern
wiederholt LIUT die estimmungen der Verfassung (& 33 Abs 4! siehe Gesetz- und

194
Verordnungsblatt NR  S VO 9.4.1952, Nr. 16)
Vorsitzender W äar Ludwig Kese, spateres Mitglied der westftfälischen Kirchenlei-
tung; dessen Wahl erfolgte Verhandlungen der Westfälischen
Landesynode, (ordentliche Tagung (Oktober 1956, Bielefeld 1957.

195 Schreiben VO 6.1.1949, EKUVW 0.0 neu 339()
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gemeın anerkannt, UMe hemmend sıch dıe geistliche Schulaufsicht In der ergzan-
genheit aufdıe InNnere Entwicklung UNSerer Schule ausgewirkt hat

DDamıuit WarTr eiın Stichwort gefallen, das die künftige Debatte beherrschen
sollte „geistliche Schulaufsicht“” Obwohl eismann und andere immer
wieder betonten, ass dieTeine allgemeine geistliche Schulaufsicht
cht anstrebe, wurde gerade dies immer wieder behauptet.!® DIie Kır-
chenleitungen 1ın einlan und Westfalen en mMenNnriaCc Gespräche
mıt Vertretern des geführt, die aber eın Ergebnis brachten.197

Im September 1950 fand In Rengsdorf eın espräc mıt Vertretern
des Sta dem die Landeskirchen Hessen und Nordrhein-
Westfalen teilnahmen.198 ort wurde der Versuch unternommen, sich
der rage der Vokation ein1gen. Am Ende wurden zehn Thesen for-
muliert, die aber für keine Seite verbindlich mmerhin konnte
INa  z sich auf den atz ein1gen: „Der Staat erteilt für den Religionsunter-
richt der ehrer den auftrag, die IC spricht die Bevollmächti-
ZUuNg aıs. 199 Damit War der eigentliche Streitpunkt, die vorläufige Er-
laubnis, ach bestandenem ersten Lehrerexamen Religionsunterricht
erteilen, nicht beseitigt, Ja nicht einmal angesprochen. uch die Proble-
matik der Visitation wurde ausgeklammert. Es wurde lediglich eın Ver-
ahren bel eschwerden 1mM Einzelfall 1Ns Auge gefasst.?90

DIie Neue Deutsche hat den Rengsdorfer ext kommentarlos
abgedruckt und ansonsten wWI1e bisher welıter die Vokationsord-
NUuNng polemisiert. Am Ende chrieb Max Nockemann Edo terloh 291
der der rche  anzlei der EKD für Schulfragen zuständig Wa  3

ICN möchte eigentlich wünschen, dafß Wr In Berlın202 Gelegenheit hätten, über
die neulelste Entwicklung den Fragen Vokatıon und Vısıtatıion und dem Ver-
altnıs den Lehrerverbänden, insbesondere dem sprechen KÖN-

196 Besonders die VO der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft herausgegebene
Monatszeitschrift Neue Deutsche Schule beschäftigte sich fast 1n jedem eft der
Jahrgänge 1950/1951 muiıt der Vokationsordnung, besonders polemisch SInd die

197
Ausführungen 1ın Heft VO Dezember 1951
In einem undatierten Bericht über die Arbeit des Katechetischen mtes, vermutlich
dQus dem Jahr 19458, wird darüber berichtet, dass 1mM Landeskirchenamt unter FAi-
tung VO  - Vizepräsident arl Lücking mehrere Gespräche mıiıt Vertretern des

stattgefunden haben Dann hei{ft „Eine Einiıgung über die Fragen der
Schulform un der Evangelischen Unterweisung der Schule onnte N1C E1 -
reicht werden“ (>. 6 / EKVW Bestand neu 4210 In der Sitzung der Kır-
chenleitung 26./27.3.1952 berichtet Präses Wilm über Gespräche mıit dem

betreffend die Problematik der Vokation. uch hier konnte LLUT festgestellt
werden, dass INa  a die Gespräche fortsetzen wolle; KL-Protokall 1952;

198 22.9.1950 un 23.9.1950
199 1Ff 5 Quelle: Neue Deutsche Schule, Heft 10, 1950,
200 1ff. 9,
201 Edo sSsterlo. (1909-1964), zunächst Oberkirchenrat In Oldenburg, dann ab 1949

Oberkirchenrat In der Kirchenkanzlei der EKD 1ın Hannover, ab 1956 Kultusminis-
ter in Schleswig-Holstein.

202 Während der Tagung der Schulreferenten der EK  O
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NE  S S1e wWISSEN, dafß sıch da IM Augenblick wnel Eut Der hat bıtterböse
reagıert auf die Veröffentlichung der Vokationsordnung In INLaAN und West-
alen ESs scheinen sıch InNZeE anzuspinnen, 0ON denen Man noch nıcht welßs, WIE
S1IE ausgehen. Es kannn ZU einem schlımmen Schulkampf kommen, WEeNN UMTt auch
noch hoffen, dafßs sıch das Argste vermeliden Läfst.

Auf der chulreferentenkonferenz 29 März 1952 fand ach einge-hender Schilderung der Sachlage HTE Oberkirchenrat Oue un:! ber-
landeskirchenrat Bartels?204 die Vokationsordnung 1n ihren Grundzügendie Zustimmung er chulreferenten der Gliedkirchen der EK DD).205

Am Ende ist doch nıicht dem „schlimmen C  ampf” gekom-
INeEN, den Max Nockemann befürchtet hatte Das hat sicherlich seinen
TUnN! darın, ass die Kirchen Nordrhein-Westfalen ZWAarTr cht auf
ihren Anspruch verzichtet aben, Viısıtationen durchzuführen und mıt
dieser Aufgabe Tate der Rektoren ihres Vertrauens beauftragen,ass es aber dennoch einer umfassenden Visitationsordnung 1im Rah-
INenNn der Vokation cht gekommen ıst un! dass aktisch auf den kirchli-
chen Besuchsdienst verzichtet wurde. Andererseits konnte sich die Vo-
kationsordnung durchsetzen, W as nicht zuletzt damit zusammenhing,ass die Kurse, die 1MmM Zusammenhang der Vokation durch das Kateche-
tische Amt urchgefü  t wurden, eın es Niveau hatten und ach
anfänglicher Keserve allgemein beliebht waren.206

Allerdings wird INa  - nicht umbhin können festzustellen, ass sich
weder die ursprüngliche Vorstellung VO  - der evangelischen Bekenntnis-
schule als einer C unter dem vangelium” och die VO Religi-
onsunterricht als Verkündigung der Schule und VO Religionslehrerals einem kirchlichem Amtsträger hat verwirklichen können. IIie gesell-schaftlichen erhältnisse hatten sich Urc den /Zweılten Weltkrieg cht

grundlegend gegenüber den ahren ach dem Ersten e.  leg gean-
dert, als ass eın totaler euanfang 1m Schulwesen möglich SCWESCH
ware

203 Schreiben VO:/ EKVW neu 4279
204 Schulrefterent der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Hannovers. [)ass uch

Bartels hier zugestimmt hat, ist uUuINSO bemerkenswerter, als die Iutherischen KI1r-
chen In Norddeutschland unter ma{fsgeblicher Führung VO:  5 Bartels ZU. rage der
Bekenntnisschule und überhaupt ZU Verhältnis VO  - Staat und Kirche in der
Schule 1Nne andere, mehr der Zweli-Regimenten-Lehre oriıentherte Auffassung

205
vertraten als die Kıirchen in Nordrhein-Westfalen.
Protokall der Sitzung der Schulreferentenkonferenz der EKD 207952
EKVW 0.0 neu) 4279

206 Das wird VOT allem durch die hohe /Zahl der Lehrer belegt, die den Kursen
terschiedlicher Art, die der Aus- und Fortbildung dienten, teilgenommen en
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